
Die 2. Ergänzungslieferung für die Losenblattsammlung des ABD 
beinhaltet: 

 
1. Einordnungsanleitung 
 
2. Beschlüsse der Kommission für das Arbeitsvertragsrecht der 
bayerischen Diözesen vom 19. Dezember 2018 
 
- ABD Teil D, 10 c. (Ordnung über die betriebliche Altersversor-
gung durch Entgeltumwandlung der Beschäftigten im kirchlichen 
Dienst) 
hier: Änderung des ABD Teil D, 10 c. Teil A in Umsetzung des Än-
derungsbeschlusses der Zentral-KODA vom 8. November 2018 

rückwirkend zum 19. Dezember 2018 
 
- ABD Teil D, 10 c. (Ordnung über die betriebliche Altersversor-
gung durch Entgeltumwandlung der Beschäftigten im kirchlichen 
Dienst) 
hier: Änderung des ABD Teil D, 10 c. Teil B in Umsetzung des Än-
derungsbeschlusses der Zentral-KODA vom 8. November 2018 

rückwirkend zum 1. Januar 2019 
 
3. Beschlüsse der Kommission für das Arbeitsvertragsrecht der 
bayerischen Diözesen vom 27. März 2019 
 
- ABD Teil A, 2.3. Nummer 39.2. (Beschäftigte an offenen und ge-
bundenen Ganztagesschulen – Personen, die überwiegend im 
Bildungsangebot entsprechend ihrer Ausbildung eingesetzt wer-
den) 
hier: redaktionelle Anpassung 

rückwirkend zum 1. Januar 2017 
 
- ABD Teil A, 2.6. (Entgeltordnung für Religionslehrerinnen und 
Religionslehrer im Kirchendienst) 



hier: Änderung des § 8 Zusätzliche Aufgaben 
zum 1. September 2019 

 
- ABD Teil A, 2.6. (Entgeltordnung für Religionslehrerinnen und 
Religionslehrer im Kirchendienst) und 
ABD Teil F, 13. (Sonderregelung zum Entgelt für Religions-
lehrerinnen und Religionslehrer im Kirchendienst in der 
Erzdiözese München und Freising) 
hier: Kirchliche Schulbeauftragte und Seminarleiter/innen i. K. in 
der Erzdiözese München und Freising 

zum 1. September 2019 
 
4. Änderungsbeschluss der Zentral-KODA vom 8. November 
2018  
 
- Entgeltumwandlung - Änderungsbeschluss der Zentral-KODA 
vom 8. November 2018 gemäß § 3 Abs. 1 Ziffer 1 Zentral-KODA-
Ordnung (ZKO)     

rückwirkend zum 8. November 2018 
 
5. Redaktionelle Änderungen 
 
- Neues Titelblatt       
- teilweise geändertes  Inhaltsverzeichnis    
- ABD Teil A, 1. Anlage C: Stundenentgelte  
- ABD Teil A, 1. Anlage I: Stundenentgelte (Sozial- und Erziehungs- 
dienst)   
- ABD Teil D, 4. (Arbeitszeitregelung)  
- ABD Teil D, 6a. (Regelung zu flexiblen Arbeitszeitregelungen für 
ältere Beschäftigte – FlexAZR –)  
- Anhang I: Beschlüsse 
 
 

 



 

Einordnungsanleitung für 2. Ergänzungslieferung 
 

Diese Seiten bitte herausnehmen 
Zahl der Blätter 

neu einlegen 
Zahl der Blätter 

1. Titelblatt 
 
2. Inhaltsverzeichnis 
- ab Seite A, 2.3.39 Entgeltgruppe 9b 
- ab Seite D, 5. § 3 Regelmäßige 

durchschnittliche wöchentliche 
Arbeitszeit 
 
3. Teil A 
- A, 1. Anlage C: Stundenentgelte 
- A, 1. Anlage I: Stundenentgelte 
(Sozial- und Erziehungsdienst) 
- A, 2.3. Nummer 39.2. (Beschäftigte 
an offenen und gebundenen 
Ganztagesschulen) 
- A, 2.6. (Entgeltordnung für Religions-
lehrerinnen und Religionslehrer)  
 
4. Teil D Sonstige Regelungen 
- D, 4. Arbeitszeitkontenregelung 
- D, 6a. Regelungen zu flexiblen  
Arbeitszeitregelungen für ältere 
Beschäftigte  
- D, 10 c. Ordnung über die betrieb-
liche Altersversorgung durch Entgelt-
umwandlung der Beschäftigten im 
kirchlichen Dienst – Teil A 
- D, 10 c. Ordnung über die betrieb-
liche Altersversorgung durch Entgelt-
umwandlung der Beschäftigten im 
kirchlichen Dienst – Teil B 
 
5. Teil F Beschlüsse einzelne Diözesen     
betreffend 
- F, 13. (Sonderregelung zum Entgelt..) 
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Diese Seiten bitte herausnehmen 
Zahl der Blätter 

neu einlegen 
Zahl der Blätter 

6. Anhang I Beschlüsse: 
Kommission für das Arbeitsver-
tragsrecht der bayerischen 
Diözesen 
 
Zentral-KODA 
 
7. Anhang II Kirchengesetzliche 
Ordnungen mit arbeitsvertrags- 
rechtlicher Relevanz:  
3. Ordnung zur Gewährung von 
Beihilfen in Krankheits-, Pflege-, 
Geburts- und sonstigen Fällen: 
Beihilfeordnung Teil A* 
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Zahl der Blätter 

insgesamt 25 
Zahl der Blätter 

insgesamt 30 
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Inhaltsverzeichnis 

 

 

Inhaltsverzeichnis 

 

Inhaltsverzeichnis 

Präambel 

Teil A 

A, 1. Allgemeiner Teil 
Abschnitt I: Allgemeine Vorschriften (§§ 1-5a) 

§ 1 Allgemeiner Geltungsbereich 
§ 2 Arbeitsvertrag, Nebenabreden, Probezeit 
§ 3 Allgemeine Arbeitsbedingungen 
§ 4 Versetzung, Abordnung, Zuweisung, Personalgestellung 
§ 5 Qualifizierung 
§ 5a Freiwillige Qualifizierungsmaßnahmen 

Abschnitt II: Arbeitszeit (§§ 6-11b) 
§ 6 Regelmäßige Arbeitszeit 1) 
§ 7 Sonderformen der Arbeit 
§ 8 Ausgleich für Sonderformen der Arbeit 
§ 9 Bereitschaftszeiten 
§ 10 Arbeitszeitkonto 
§ 11 Teilzeitbeschäftigung 
§ 11a Arbeitsplatzteilung 
§ 11b Mindestdauer, zeitliche Lage der Arbeitszeit 

Abschnitt III: Eingruppierung, Entgelt und sonstige Leistungen  (§§ 12-25c) 
§ 12 Eingruppierung 
§ 13 Eingruppierung in besonderen Fällen 
§ 14 Vorübergehende Ausübung einer höherwertigen Tätigkeit 
§ 14a Höher- bzw. Herabgruppierung von Leiterinnen/Leitern von 
Kindertageseinrichtungen, Erzieherinnen/Erzieher mit besonders schwierigen 
fachlichen Tätigkeiten und Kinderpflegerinnen/Kinderpfleger mit schwierigen 
fachlichen Tätigkeiten 
§ 15 Tabellenentgelt 
§ 16 Stufen der Entgelttabelle 
§ 16a Weitere Anrechnung von Vordienstzeiten bei Einstellung 
§ 17 Allgemeine Regelungen zu den Stufen 
§ 18 Leistungsentgelt 
§ 18a Besondere Einmalzahlung 
§ 19 Erschwerniszuschläge 
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Entgeltgruppe 9b 
Entgeltgruppe 9b 
Entgeltgruppe 11 

40. Beschäftigte in der Ehe-, Familien- und Lebensberatung 
Entgeltgruppe 10 
Entgeltgruppe 13 

A, 2.4. Vergütung für Pastoralassistentinnen/Pastoralassistenten und 
Pastoralreferentinnen/Pastoralreferenten 

§ 1 Grundlagen des Entgelts 
A, 2.5. Entgeltordnung für Gemeindeassistentinnen/Gemeindeassistenten und 
Gemeindereferentinnen/Gemeindereferenten 

§ 1 Grundlagen des Entgelts 
§ 2 Entgelt bei Teilzeitbeschäftigung 
§ 3 Übergangsregelung 

A, 2.6. Entgeltordnung für Religionslehrerinnen und Religionslehrer im Kirchendienst 
§ 1 Grundlagen des Entgelts 
§ 2 Tätigkeit an Förderschulen 
§ 3 Tätigkeit an sonstigen Schulen 
§ 4 Tätigkeit an Waldorfschulen 
§ 5 Mischeinsatz 
§ 6 Aushilfsweise beschäftigte Religionslehrkräfte 
§ 7 Mehrarbeit/zusätzliche Arbeit 
§ 8 Zusätzliche Aufgaben und Funktionen 
§ 9 Inkrafttreten 

A, 2.7. Vergütungsordnung für Religionslehrer gemäß Sonderregelung 
A, 2.8. Entgeltordnung für Mesnerinnen und Mesner 

§ 1 Eingruppierung 
§ 2 Ausgleich für Sonderformen der Arbeit 
§ 3 Übergangsregelungen 

A, 2.9. Entgeltordnung für Kirchenmusikerinnen und Kirchenmusiker 
§ 1 Eingruppierung 
§ 2 Ausgleich für Sonderformen der Arbeit 
§ 3 Entgelt bei Teilzeitbeschäftigung 
§ 4 Übergangregelungen 

A, 2.10. Entgeltordnung für Beschäftigte in der kirchlichen Verbands- und/oder 
Bildungsarbeit für Jugendliche und für Erwachsene 

§ 1 Beschäftigte in der kirchlichen Verbands- und/oder Bildungsarbeit für Jugendliche 
und für Erwachsene 
§ 2 Eingruppierung 

Entgeltgruppe 9b 
Entgeltgruppe 10 
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A, 2.11. Vergütungsordnung für Beschäftigte in der Verbands- und/ oder Bildungsarbeit 
für Jugendliche 
A, 2.12. Entgeltordnung für Beschäftigte im Pfarrbüro* 

Entgeltgruppe 2 
Entgeltgruppe 3 
Entgeltgruppe 4 
Entgeltgruppe 5 
Entgeltgruppe 6 
Entgeltgruppe 7 
Entgeltgruppe 8 
Entgeltgruppe 9a 

A, 2.13. Regelung über das Lohngruppenverzeichnis zum ABD 
§ 1 Lohngruppen 
§ 2 Einreihung in die Lohngruppen 
§ 3 Vorarbeiter 

A, 2.14. Lohngruppenverzeichnis 
Vorbemerkungen 
Lohngruppe 1 
Lohngruppe 1 a 
Lohngruppe 2 
Lohngruppe 2 a 
Lohngruppe 3 
Lohngruppe 3 a 
Lohngruppe 4 
Lohngruppe 4 a 
Lohngruppe 5 
Lohngruppe 5 a 
Lohngruppe 6 
Lohngruppe 6 a 
Lohngruppe 7 
Lohngruppe 7 a 
Lohngruppe 8 
Lohngruppe 8 a 
Lohngruppe 9 

A, 2.15. Entgeltordnung für Pfarrhelferinnen und Pfarrhelfer 
§ 1 Grundlagen des Entgelts 
§ 2 Ausgleich für Sonderformen der Arbeit 
§ 3 Entgelt bei Teilzeitbeschäftigung 
§ 4 Übergangsregelungen 

A, 3. Regelung zur Überleitung der Beschäftigten und des Übergangsrechts (RÜÜ) 
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§ 3 Regelmäßige durchschnittliche wöchentliche Arbeitszeit 
§ 4 Ansparkonto 
§ 5 Bezüge 
§ 6 Vorzeitige Beendigung/Überführung 
§ 7 Todesfall 
§ 8 In-Kraft-Treten 
Anlage (Mustervereinbarung) 
Anlage zur Mustervereinbarung 

D, 6. Regelung der Altersteilzeitarbeit* 
§ 1 Geltungsbereich 
§ 2 Voraussetzungen der Altersteilzeitarbeit 
§ 3 Reduzierung und Verteilung der Arbeitszeit 
§ 4 Höhe des Entgelts 
§ 5 Aufstockungsleistungen 
§ 6 Nebentätigkeit 
§ 7 Urlaub 
§ 8 Nichtbestehen bzw. Ruhen der Aufstockungsleistungen 
§ 9 Ende des Arbeitsverhältnisses 
§ 10 Mitwirkungspflicht 

D, 6a. Regelung zu flexiblen Arbeitszeitregelungen für ältere Beschäftigte - FlexAZR 
I. Geltungsbereich 

§ 1 Geltungsbereich 
II. Altersteilzeit (ATZ) 

§ 2 Inanspruchnahme von Altersteilzeit 
§ 3 Altersteilzeit in Restrukturierungs- und Stellenabbaubereichen 
§ 4 Altersteilzeit im Übrigen 
§ 5 Persönliche Voraussetzungen für Altersteilzeit 
§ 6 Vereinbarung eines Altersteilzeitarbeitsverhältnisses 
§ 7 Entgelt und Aufstockungsleistungen 
§ 8 Verteilung des Urlaubs im Blockmodell 
§ 9 Nebentätigkeit 
§ 10 Verlängerung der Arbeitsphase im Blockmodell bei Krankheit 
§ 11 Ende des Arbeitsverhältnisses 
§ 12 Dienstvereinbarungen 

III. Flexible Altersarbeitszeit (FALTER) 
§ 13 Flexible Altersarbeitszeit 

IV. Übergangs- und Schlussvorschriften 
§ 14 Übergangsvorschriften 
Niederschriftserklärung 

D, 7. Regelung über die Bewertung der Personalunterkünfte für Beschäftigte 
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§ 1 Geltungsbereich 
§ 2 Personalunterkünfte 
§ 3 Bewertung der Personalunterkünfte 
§ 4 Anpassung des Wertes der Personalunterkünfte 

D, 8. Regelung über eine ergänzende Leistung an Beschäftigte und Auszubildende 
§ 1 Geltungsbereich 
§ 2 Voraussetzungen und Höhe der ergänzenden Leistung 
§ 3 Ergänzende Leistung für Kinder 
§ 4 Allgemeine Bestimmungen 
§ 5 Übergangsbestimmungen 
§ 6 Änderungen, Außer-Kraft-Treten 

D, 9. Reisekostenordnung der bayerischen Diözesen 
Präambel 
Abschnitt I: Allgemeines (§ 1) 

§ 1 Geltungsbereich 
Abschnitt II: Reisekostenvergütung (§§ 2-22) 

§ 2 Begriffsbestimmungen 
§ 3 Anspruch auf Reisekostenvergütung 
§ 4 Art der Reisekostenvergütung 
§ 5 Fahrkostenerstattung 
§ 6 Wegstrecken- und Mitnahmeentschädigung 
§ 7 Dauer der Dienstreise 
§ 8 Tagegeld 
§ 9 Übernachtungsgeld 
§ 10 Erstattung der Auslagen bei längerem Aufenthalt am Geschäftsort 
§ 11 Kürzung des Tage- und Übernachtungsgeldes und der Vergütung nach § 10 
Absatz 1 
§ 12 Erstattung der Nebenkosten 
§ 13 Erstattung der Auslagen bei Dienstreisen bis zu sechs Stunden Dauer und bei 
Dienstgängen 
§ 14 Bemessung der Reisekostenvergütung in besonderen Fällen 
§ 15 Verbindung von Dienstreisen mit privaten Reisen 
§ 16 Zwischendienstreisen 
§ 17 Erkrankung während einer Dienstreise 
§ 18 Aufwandsvergütung 
§ 19 Pauschvergütung 
§ 20 Erstattung der Auslagen für Reisevorbereitungen und bei vorzeitiger 
Beendigung des Dienstgeschäfts 
§ 21 (frei) 
§ 22 (frei) 
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Abschnitt III: Trennungsgeld und Erstattung von Auslagen bei Reisen aus besonderem 
Anlass (§§ 23-24) 

§ 23 Trennungsgeld 
§ 24 Erstattung von Auslagen bei Reisen aus besonderem Anlass 

Abschnitt IV: Schlussvorschriften (§§ 25-27) 
§ 25 (frei) 
§ 26 (frei) 
§ 27 Verweisungen 

D, 10 a. Ordnung über die betriebliche Altersversorgung der bei der Bayerischen 
Versorgungskammer – Zusatzversorgungskasse der bayerischen Gemeinden – 
versicherten Mitarbeiter im kirchlichen Dienst 
Inhaltsverzeichnis 
Präambel 
Erster Teil: Punktemodell 

Abschnitt I: Geltungsbereich 
Abschnitt II: Versicherung bei der Zusatzversorgungskasse der bayerischen 
Gemeinden 
Abschnitt III: Betriebsrente 
Abschnitt IV: Mitarbeiter, die in der gesetzlichen Rentenversicherung nicht versichert 
sind 
Abschnitt V: Finanzierung 
Abschnitt VI: Verfahren 
Abschnitt VII: Zuschüsse des Dienstgebers zu anderen Zukunftssicherungssystemen 

Zweiter Teil: Freiwillige Versicherung 
Dritter Teil: Übergangs- und Schlussvorschriften 

Abschnitt I: Übergangsregelungen zur Versicherungspflicht 
Abschnitt II: Übergangsregelungen für die Rentenberechtigten 
Abschnitt III: Übergangsregelungen für Anwartschaften der Versicherten 
Abschnitt IV: Schlussvorschriften 
Anlage 1 (frei) 
Anlage 2: Ausnahmen von der Versicherungspflicht 
Anlage 3: Ausnahmen vom und Sonderregelungen zum zusatzversorgungspflichtigen 
Entgelt 
Anlage 4: Versicherungsmathematische Grundsätze für die Bewertung der 
Verpflichtungen im Rahmen der versicherungstechnischen Bilanz 
Anlage 5: Altersvorsorgeplan 2001 des öffentlichen Dienstes 

D, 10 b. Ordnung über die betriebliche Altersversorgung der bei der Pensionskasse der 
Caritas VVaG versicherten Mitarbeiter im kirchlichen Dienst 
§ 1 Geltungsbereich 
§ 2 Versicherungspflicht 
§ 3 Versicherung 
§ 4 Anmeldung und Abmeldung 
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§ 5 Beiträge 
§ 6 Beitragsfreie Zeiten 
§ 7 Arbeitsplatzwechsel 
§ 8 Freiwillige Versicherung 
§ 8a Versicherung bei anderer Versorgungseinrichtung 
§ 9 In-Kraft-Treten 

D, 10 c. Ordnung über die betriebliche Altersversorgung durch Entgeltumwandlung der 
Beschäftigten im kirchlichen Dienst 
Teil A 

Beschluss der Zentral-KODA gem. § 3 Abs. 1 Ziff. 1 Zentral-KODA-Ordnung (ZKO) 
vom 15.04.2002 zuletzt geändert durch Beschluss vom 08.11.2018 

Teil B 
Ergänzungen zum Beschluss der Zentral-KODA zur Entgeltumwandlung 

D, 11. Regelung über den Rationalisierungsschutz für Beschäftigte 
Vorbemerkung 
§ 1 Begriffsbestimmung 
§ 2 Unterrichtungspflicht 
§ 3 Arbeitsplatzsicherung 
§ 4 Fortbildung, Umschulung 
§ 5 Besonderer Kündigungsschutz 
§ 6a Vergütungssicherung für Angestellte 
§ 6b Lohnsicherung für Arbeiter 
§ 7 Abfindung 
§ 8 Persönliche Anspruchsvoraussetzungen 
§ 9 Anrechnungsvorschrift 
Hinweis 

D, 12. Regelung über eine einmalige Pauschalzahlung 2014 und 2015 
§ 1 Geltungsbereich 
§ 2 Einmalige Pauschalzahlung 2014 
§ 3 Einmalige Pauschalzahlung 2015 

D, 13. Regelung über die einmalige Sonderzahlung 2018 
§ 1 Geltungsbereich 
§ 2 Einmalige Sonderzahlung 
§ 3 Ausnahmen vom Geltungsbereich 

Teil E: Auszubildende und Praktikanten 

E, 1. Regelungen für Auszubildende 
1.1. Regelung für Auszubildende 

§ 1 Geltungsbereich 
§ 2 Ausbildungsvertrag, Nebenabreden 
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§ 3 Probezeit 
§ 4 Ärztliche Untersuchungen 
§ 4a Belohnungen und Geschenke 
§ 5 Schweigepflicht, Nebentätigkeiten, Schadenshaftung 
§ 6 Personalakten 
§ 6a Anrufung der Schlichtungsstelle 
§ 7 Wöchentliche und tägliche Ausbildungszeit 
§ 8 Ausbildungsentgelt 
§ 8a Ausbildungsentgelt für Auszubildende gemäß § 1 Absatz 1 Buchstabe b) 
§ 8b Unständige Entgeltbestandteile 
§ 8c Ausbildungsentgeltbezugsgröße 
§ 9 Urlaub 
§ 10 Ausbildungsmaßnahmen außerhalb der Ausbildungsstätte 
§ 10a Familienheimfahrten 
§ 11 Schutzkleidung, Ausbildungsmittel, Lernmittelzuschuss 
§ 12 Entgelt im Krankheitsfall 
§ 12a Entgeltfortzahlung in anderen Fällen 
§ 13 Vermögenswirksame Leistungen 
§ 14 Jahressonderzahlung 
§ 15 Zusätzliche Altersversorgung 
§ 16 Beendigung des Ausbildungsverhältnisses 
§ 16a Übernahme von Auszubildenden 
§ 17 Abschlussprämie 
§ 18 Zeugnis 
§ 19 Ausschlussfrist 
§ 20 Einmalzahlungen für 2006 und 2007 
Anlage 1 
Niederschriftserklärungen 

1.2. Regelung über eine ergänzende Leistung (sog. Ballungsraumzulage) 

E, 2. Regelung für Praktikantinnen und Praktikanten (PraktR) 
§ 1 Geltungsbereich 
§ 2 Praktikantenvertrag, Nebenabreden 
§ 3 Probezeit 
§ 4 Ärztliche Untersuchungen 
§ 5 Schweigepflicht, Nebentätigkeiten, Haftung, Schutzkleidung 
§ 6 Personalakten 
§ 7 Wöchentliche und tägliche Arbeitszeit 
§ 8 Entgelt 
§ 9 Sonstige Entgeltregelungen 
§ 10 Urlaub 
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§ 11 Entgelt im Krankheitsfall 
§ 12 Entgeltfortzahlung in anderen Fällen 
§ 13 Vermögenswirksame Leistungen 
§ 14 Jahressonderzahlung 
§ 14a Praktikantenentgeltbezugsgröße 
§ 15 Beendigung des Praktikantenverhältnisses 
§ 16 Zeugnis 
§ 17 Ausschlussfrist 

E, 3. Richtlinien für die Gewährung von Praktikantenvergütungen (Praktikanten-
Richtlinien) 
I. Geltungsbereich 
II. Praktikantenvergütung 
III. Gewährung sonstiger Leistungen 

Teil F: Beschlüsse der Bayerischen Regional-KODA, einzelne Diözesen betreffend 
(seit 14. 02. 1996) 

F, 1. Zulage für Mentorentätigkeit in Schule und Gemeinde 

F, 2. Stundenanrechnung für den Unterricht an Förderschulen 

F, 3. Ordnung der Fort- und Weiterbildung für Mitarbeiter im pastoralen Dienst des 
Erzbistums München und Freising 

F, 4. Statut für den Schulbeauftragten bzw. für den Fachmitarbeiter Kath. Religion für 
Grund-, Haupt- und Förderschulen in den (Erz-)Bistümern Bamberg, München und 
Freising und Passau 

F, 5. Änderung der Fahrtkostenzuschussordnung für die Mitarbeiter der Erzdiözese 
München und Freising 

F, 6. Statut für den kirchlichen Schulbeauftragten im Bistum Regensburg 

F, 7. Neuregelung der Praktikumsvergütung für Vorpraktikanten in den Kindertagesstätten 
der Erzdiözese München und Freising 

F, 8. Diözesane Ordnung für die Fortbildung, Weiterbildung, Zusatzausbildung der 
pädagogischen Fach- und Zweitkräfte in den Katholischen Tagesstätten für Kinder in der 
Diözese Augsburg 

F, 9. Sonderregelung zum Entgelt für Pastoralassistentinnen/ Pastoralassistenten im 
Vorbereitungsdienst in der Erzdiözese München und Freising 

F, 10. Sonderregelung zum Entgelt für Pastoralassistentinnen/ Pastoralassistenten im 
Vorbereitungsdienst in der Diözese Eichstätt 

F, 11. Sonderregelung zum Entgelt für Pastoralpraktikantinnen/ Pastoralpraktikanten in 
den Diözesen Regensburg, Passau und Würzburg 

F, 12. Sonderregelung zum Entgelt für Religionslehrkräfte im Kirchendienst in der 
Diözese Augsburg 

F, 13. Sonderregelung zum Entgelt für Religionslehrerinnen und Religionslehrer im 
Kirchendienst in der Erzdiözese München und Freising 
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Teil G: Weitere Beschlüsse 

G, 1. Kinderbetreuungszuschuss 

Anhang: Beschluss der Freisinger Bischofskonferenz 

Anhang I: Beschlüsse 

Kommission für das Arbeitsvertragsrecht der bayerischen Diözesen 
Beschlüsse 2019 
Beschlüsse 2018 
Beschlüsse 2017 
Beschlüsse 2016 
Beschlüsse 2015 
Beschlüsse 2014 
Beschlüsse 2013 
Beschlüsse 2012 
Beschlüsse 2011 
Beschlüsse 2010 
Beschlüsse 2009 
Beschlüsse 2008 
Beschlüsse 2007 
Beschlüsse 2006 
Beschlüsse 2005 
Beschlüsse 2004 
Beschlüsse 10/2003 – 12/2003 

Zentral-KODA 
Ordnung über die Rechtsfolgen eines Dienstgeberwechsels im Geltungsbereich der 
Grundordnung des kirchlichen Dienstes im Rahmen kirchlicher Arbeitsverhältnisse 
Änderungsbeschluss der Zentral-KODA vom 08. November 2018 gemäß § 3 Abs. 1 Ziffer 
1. Zentral-KODA-Ordnung (ZKO) 
Änderungsbeschluss zur Entgeltumwandlung 
Entgeltumwandlung 
Ordnung über die Anrechnung von Vordienstzeiten zur Anerkennung von Stufenlaufzeiten 
Kinderbezogene Entgeltbestandteile 
Einbeziehungsklauseln 

Anhang II: Kirchengesetzliche Ordnungen mit arbeitsvertragsrechtlicher Relevanz 

1. Grundordnung des kirchlichen Dienstes im Rahmen kirchlicher Arbeitsverhältnisse 
Grundordnung des kirchlichen Dienstes im Rahmen kirchlicher Arbeitsverhältnisse 

Artikel 1 – Grundprinzipien des kirchlichen Dienstes – 
Artikel 2 – Geltungsbereich – 
Artikel 3 – Begründung des Arbeitsverhältnisses – 
Artikel 4 – Loyalitätsobliegenheiten – 
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Artikel 5 – Verstöße gegen Loyalitätsobliegenheiten – 
Artikel 6 – Koalitionsfreiheit – 
Artikel 7 – Beteiligung der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter an der Gestaltung ihrer 
Arbeitsbedingungen – 
Artikel 8 – Mitarbeitervertretungsrecht als kirchliche Betriebsverfassung – 
Artikel 9 – Fort- und Weiterbildung – 
Artikel 10 – Gerichtlicher Rechtsschutz – 

Authentische Interpretation der Grundordnung des kirchlichen Dienstes im Rahmen 
kirchlicher Arbeitsverhältnisse 

2. Ordnung für Schlichtungsverfahren 
I. Die Schlichtungsstelle 

§ 1 Name, Sitz, Geschäftsstelle 
§ 2 Zuständigkeit 
§ 3 Mitglieder 
§ 4 Unabhängigkeit, Schweigepflicht 
§ 5 Amtszeit 
§ 5a Abhängigkeit, Befangenheit, Ablehnung 
§ 6 Vorzeitige Beendigung, Ausscheiden, Abberufung 

II. Das Schlichtungsverfahren 
§ 7 Beteiligte 
§ 7a Zulassung von Bevollmächtigten 
§ 7b Kostenhilfe 
§ 8 Antragsgrundsatz 
§ 9 Antragsinhalt 
§ 10 Zurücknahme, Änderung des Antrags 
§ 11 Zurückweisung des Antrags 
§ 12 Befugnisse des Vorsitzenden 
§ 13 Verhandlungsvorbereitung, mündliche Verhandlung 
§ 14 Ladung zur mündlichen Verhandlung 
§ 15 Ablauf der mündlichen Verhandlung 
§ 16 Beweisaufnahme 
§ 17 Einigungsempfehlung 
§ 18 Rechtscharakter der Einigungsempfehlung 
§ 19 Verfahrenskosten 
§ 20 Kosten der Schlichtungsstelle 
§ 21 Übergangsregelung 
§ 22 In-Kraft-Treten 

3. Ordnung zur Gewährung von Beihilfen in Krankheits-, Pflege-, Geburts- und sonstigen 
Fällen: Beihilfeordnung Teil A* 
§ 1 Regelungsbereich 
Erster Abschnitt: Beihilfe nach beamtenrechtlichen Vorschriften oder Grundsätzen 
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§ 2 Privat krankenversicherte Priester und Kirchenbeamte 
§ 2a Privat krankenversicherte Mitarbeiter mit schriftlicher Zusage auf Beihilfe nach 
beamtenrechtlichen Grundsätzen 
§ 2b Beamte des Katholischen Schulwerks in Bayern 
§ 3 Gesetzlich krankenversicherte Priester und Kirchenbeamte 
§ 3a Gesetzlich krankenversicherte Mitarbeiter mit schriftlicher Zusage auf Beihilfe 
nach beamtenrechtlichen Grundsätzen 
§ 4 Zuständigkeit 

Zweiter Abschnitt: Beihilfe aufgrund der Dienst- und Vergütungsordnung für ständige 
Diakone 

§ 5 Gesetzlich krankenversicherte hauptberufliche Diakone 
§ 5a Privat krankenversicherte hauptberufliche Diakone 

Dritter Abschnitt: Beihilfe auf Grund arbeitsvertragsrechtlicher Vorschriften 
§ 6 Berechtigte Personen 
§ 7 Beihilfeleistungen 
§ 7a Beschäftigte im Sinne des § 36 b Teil A, 1. 
§ 7b Schriftliche Zusagen auf Beihilfeleistungen im jeweiligen Umfang des Tarifs 820 
K 
§ 7c Schriftliche Zusagen für Beschäftigte im Sinne des § 7 Abs. 2 
§ 7d Übergangsregelung für privat krankenversicherte Arbeitnehmer, die den 
Arbeitgeberzuschuss nicht in Anspruch nehmen 
§ 7e Schriftliche Zusagen für Lehrkräfte gemäß ABD Teil B, 4.1. an Schulen in 
kirchlicher Trägerschaft auf Beihilfeleistungen im jeweiligen Umfang des Tarifs 820 K 
Plus (ab 01.05.2018) 
§ 7f Schriftliche Zusagen für Lehrkräfte gemäß ABD Teil B, 4.1 an Schulen in 
kirchlicher Trägerschaft im Sinne des § 7 Abs. 2 (ab 01.05.2018) 
§ 8 Sonderregelungen 

Vierter Abschnitt: Gemeinsame Vorschriften 
§ 9 Ausschluss von Beihilfeleistungen 
§ 10 Beihilfeablöseversicherung 
§ 11 Zusammentreffen mehrerer Beihilfeberechtigungen 
§ 12 Übergangsregelungen 

4. Ordnung für eine kirchliche Höherversicherung I in Krankheitsfällen: Beihilfeordnung 
Teil B* 
§ 1 Regelungsbereich 
Erster Abschnitt: Kirchliche Höherversicherung I 

§ 2 Geltungsbereich 
§ 3 An- und Abmeldung 

Zweiter Abschnitt: Kirchliche Höherversicherung in Ausführung von § 36b ABD Teil A, 1. 
§ 4 Geltungsbereich 

Dritter Abschnitt: Gemeinsame Vorschriften 
§ 5 Versicherungsleistungen und -bedingungen 



ABD 
© ABD, erstellt am 11.04.2019 
Fassung vom 01.09.2019 

Inhaltsverzeichnis 

 

 

Vierter Abschnitt: Übergangsvorschriften 
§ 6 Übergangsregelung 

5. Ordnung für eine kirchliche Höherversicherung II in Krankheitsfällen: Beihilfeordnung 
Teil C* 
§ 1 Regelungsbereich 
§ 2 Geltungsbereich 
§ 3 An- und Abmeldung 
§ 4 Versicherungsleistungen und -bedingungen 

Anhang zur Beihilfeordnung für die (Erz-)Diözese ... vom 01.01.2004 
I. Zusagen 
II. Lehrkräfte an Schulen in kirchlicher Trägerschaft 

Regelung zur Fortführung des kirchlichen Beihilferechts zum Stichtag 31.12.2000 

6. Dienstordnung für Gemeindereferentinnen/ Gemeindereferenten in den bayerischen 
(Erz-)Diözesen 
I. Allgemeiner Teil 

1. Beruf und kirchliche Stellung 
2. Einsatzorte und Aufgaben 
3. Voraussetzungen für den Dienst 
4. Ausbildung, Berufseinführung, Fortbildung 
Feststellungsbeschluss der Bayer. Regional-KODA vom 11. Juli 2001: 

7. Kirchliche Lehrerdienstordnung (KLDO) 
Inhaltsübersicht 
Präambel 
I. Abschnitt: Allgemeines 
II. Abschnitt: Die Lehrkraft 

1. Teil: Die Lehrkraft im Unterricht und bei sonstigen schulischen Veranstaltungen 
2. Teil: Allgemeine Bestimmungen 
3. Teil: Die Lehrkraft im Kollegium 

III. Abschnitt: Schulleitung 
IV. Abschnitt: Schulträger 
V. Abschnitt: Schulverwaltung 
VI. Abschnitt: Schulaufsicht 
VII. Abschnitt: Schlussvorschriften 

8. Diözesane Regelungen 

9. Kriterienkatalog für die Beteiligung von Koalitionen gemäß Art. 6 Grundordnung (GO) 
an der Beteiligung der Aufgaben gemäß Art. 7 Grundordnung 

10. Dienstordnung für Pastoralreferenten/Pastoralreferentinnen in den Bayerischen (Erz-
)Diözesen 
Vorwort 
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I. Allgemeiner Teil 
1. Beruf und kirchliche Stellung 
2. Einsatzorte und Aufgaben 
3. Voraussetzungen für den Dienst 
4. Ausbildung, Berufseinführung, Fortbildung 
5. Bischöfliche Beauftragung und Dienst 

Feststellungsbeschluss der Bayerischen Regional-KODA vom 26./27. März 2014 

Anhang III: Ordnungen zur Gestaltung des Arbeitsvertragsrechts im Bereich der 
bayerischen Diözesen 

1. Zentral-KODA-Ordnung 
Präambel 
§ 1 Aufgabe der Zentral-KODA und Geltungsbereich 
§ 2 Organe der Zentral-KODA 
§ 3 Aufgaben der Zentralen Kommission 
§ 4 Aufgaben des Arbeitsrechtsausschusses 
§ 5 Zusammensetzung der Zentralen Kommission 
§ 6 Zusammensetzung des Arbeitsrechtsausschusses 
§ 7 Vorsitzende(r) und stellvertretende(r) Vorsitzende(r) 
§ 8 Rechtsstellung 
9 Freistellung 
§ 10 Beratung 
§ 11 Arbeitsweise der Zentralen Kommission 
§ 12 Arbeitsweise des Arbeitsrechtsausschusses 
§ 13 Inkraftsetzung der Beschlüsse der Zentralen Kommission 
§ 14 Vermittlungsausschuss 
§ 15 Voraussetzung und Mitgliedschaft im Vermittlungsausschuss 
§ 16 Wahl und Amtsperiode des Vermittlungsausschusses 
§ 17 Anrufung des Vermittlungsausschusses 
§ 18 Verfahren vor dem Vermittlungsausschuss 
§ 19 Verfahren zur ersetzenden Entscheidung 
§ 20 Vorbereitung der Sitzungen 
§ 21 Ausschüsse 
§ 22 Kosten 
§ 23 Inkrafttreten 

2. Wahlordnung für die Vertreter und Vertreterinnen der Dienstnehmerseite in der Zentral-
KODA aus den bayerischen Diözesen (Wahlordnung zur Zentralen Kommission – 
WOzZK) 
§ 1 Wahlversammlung 
§ 2 Eröffnung der Wahlversammlung und Wahlleitung 
§ 3 Wählbarkeit 
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§ 4 Amtszeit 
§ 5 Durchführung der Wahl 
§ 6 Mitteilung des Wahlergebnisses 
§ 7 Anfechtung der Wahl 
§ 8 Ausscheiden und Ruhen 
§ 9 In-Kraft-Treten 

3. Ordnung der Kommission für das Arbeitsvertragsrechts der bayerischen Diözesen 
(Bayerische Regional-KODA-Ordnung – BayRKO) 
Präambel 
§ 1 Geltungsbereich 
§ 2 Kommission 
§ 3 Aufgabe 
§ 4 Zusammensetzung 
§ 5 Berufung und Wahl der Mitglieder, Wahlrechtsgrundsätze 
§ 6 Entsendungsgrundsätze 
§ 7 Konstituierende Sitzung und Wahl des/der Vorsitzenden und des/der stellvertretenden 
Vorsitzenden 
§ 8 Vorzeitiges Ausscheiden, Nachfolge für ausgeschiedene Mitglieder, Ruhen der 
Mitgliedschaft 
§ 9 Unterkommissionen 
§ 9a Ständige Arbeitsgruppe Lehrkräfte 
§ 10 Rechtsstellung 
§ 11 Freistellung 
§ 12 Schulung 
§ 13 Kündigungsschutz der Mitglieder der Kommission 
§ 14 Beratung 
§ 15 Sitzungen, Antragsstellung und Geschäftsordnung 
§ 16 Beschlüsse und ihre Inkraftsetzung 
§ 16a Beschlussfassung zu Beschlüssen der Zentralen Kommission 
§ 17 Vermittlungsausschuss 
§ 18 Voraussetzung der Mitgliedschaft im Vermittlungsausschuss 
§ 19 Wahl und Amtszeit des Vermittlungsausschusses 
§ 20 Anrufung des Vermittlungsausschusses 
§ 21 Verfahren vor dem Vermittlungsausschuss 
§ 22 Verfahren zur ersetzenden Entscheidung 
§ 23 Vorbereitungsausschuss 
§ 24 Arbeitsgruppen 
§ 25 Kosten 

4. Ordnung für das Verfahren zur Wahl der Vertreter/Vertreterinnen der Beschäftigten in 
der Kommission für das Arbeitsvertragsrecht der bayerischen Diözesen (Regional-KODA-
Wahlordnung – BayRKWO) 
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Erster Abschnitt – Grundsätze der Wahl 
§ 1 Wahlrechtsgrundsätze 
§ 2 Wahlbereiche 

Zweiter Abschnitt – Wahlvorstände 
§ 3 Bildung von Wahlvorständen 
§ 4 Zusammensetzung der Wahlvorstände 
§ 5 Konstituierung der Wahlvorstände, Wahl der Vorsitzenden 
§ 6 Beschlussfassung, Verschwiegenheitspflicht 

Dritter Abschnitt – Wahlberechtigung, Wahlvorschlagsrecht und Wählbarkeit 
§ 7 Wahlberechtigung 
§ 8 Wahlvorschlagsrecht 
§ 9 Wählbarkeit 

Vierter Abschnitt – Vorbereitung der Wahl 
§ 10 Wahltag 
§ 11 Rechtsträgerverzeichnisse 
§ 12 Wählerverzeichnisse 
§ 13 Erstellung der Wahlunterlagen, Bestimmung des Wahlablaufs 
§ 14 Wahlvorschläge der Beschäftigten 
§ 15 Prüfung der Wahlvorschläge und vorläufige Kandidatenliste 
§ 16 Endgültige Kandidatenliste 

Fünfter Abschnitt – Wahlhandlung 
§ 17 Stimmen 
§ 18 Wahlunterlagen 
§ 19 Durchführung der Wahl 

Sechster Abschnitt – Feststellung des Wahlergebnisses 
§ 20 Auszählung der Stimmen 
§ 21 Ungültige Stimmen, Zurückweisung von Wahlbriefen 
§ 22 Entscheidung des Wahlvorstandes 
§ 23 Feststellung des Wahlergebnisses 
§ 24 Vorläufiges Wahlergebnis 
§ 25 Wahlanfechtung 
§ 26 Endgültiges Wahlergebnis 
§ 27 Wahlniederschrift und Aufbewahrung der Wahlunterlagen 

5. Kirchliche Arbeitsgerichtsordnung – KAGO – in der Fassung des Beschlusses der 
Vollversammlung der Deutschen Bischofskonferenz vom 25. Februar 2010 
Inhaltsübersicht 
Präambel 
Erster Teil – Allgemeine Vorschriften – 

§ 1 Kirchliche Gerichte für Arbeitssachen 
§ 2 Sachliche Zuständigkeit 
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§ 3 Örtliche Zuständigkeit 
§ 4 Besetzung der Gerichte 
§ 5 Aufbringung der Mittel 
§ 6 Gang des Verfahrens 
§ 7 Verfahrensgrundsätze 
§ 8 Verfahrensbeteiligte 
§ 9 Beiladung 
§ 10 Klagebefugnis 
§ 11 Prozessvertretung 
§ 12 Kosten (Gebühren und Auslagen) 
§ 13 Rechts- und Amtshilfe 

Zweiter Teil – Aufbau der kirchlichen Gerichte für Arbeitssachen –  1. Abschnitt: Kirchliche 
Arbeitsgerichte erster Instanz 

§ 14 Errichtung 
§ 15 Gerichtssitz/Dienstaufsicht/Geschäftsstelle 
§ 16 Zusammensetzung/Besetzung 
§ 17 Rechtsstellung der Richter 
§ 18 Ernennungsvoraussetzungen/Beendigung des Richteramtes 
§ 19 Ernennung des Vorsitzenden 
§ 20 Ernennung/Mitwirkung der beisitzenden Richter 

Zweiter Teil – Aufbau der kirchlichen Gerichte für Arbeitssachen – 2. Abschnitt: 
Kirchlicher Arbeitsgerichtshof 

§ 21 Errichtung 
§ 22 Zusammensetzung/Besetzung 
§ 23 Dienstaufsicht/Verwaltung 
§ 24 Rechtsstellung der Richter/Ernennungsvoraussetzungen/Beendigung des 
Richteramtes 
§ 25 Ernennung des Präsidenten und der weiteren Mitglieder mit der Befähigung zum 
Richteramt 
§ 26 Ernennung/Mitwirkung der beisitzenden Richter aus den Kreisen der 
Dienstgeber und Mitarbeiter 

Dritter Teil  –  Verfahren vor den kirchlichen Gerichten für Arbeitssachen  –  1. Abschnitt: 
Verfahren im ersten Rechtszug  – 1. Unterabschnitt: Allgemeine Verfahrensvorschriften 

§ 27 Anwendbares Recht 
§ 28 Klageschrift 
§ 29 Klagerücknahme 
§ 30 Klageänderung 
§ 31 Zustellung der Klage/Klageerwiderung 
§ 32 Ladung zur mündlichen Verhandlung 
§ 33 Vorbereitung der mündlichen Verhandlung 
§ 34 Alleinentscheidung durch den Vorsitzenden 
§ 35 Ablehnung von Gerichtspersonen 
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§ 36 Zustellungen und Fristen 
§ 37 Wiedereinsetzung in versäumte Fristen 

Dritter Teil  –  Verfahren vor den kirchlichen Gerichten für Arbeitssachen  –  1. Abschnitt: 
Verfahren im ersten Rechtszug  –  2. Unterabschnitt: Mündliche Verhandlung 

§ 38 Gang der mündlichen Verhandlung 
§ 39 Anhörung Dritter 
§ 40 Beweisaufnahme 
§ 41 Vergleich, Erledigung des Verfahrens 
§ 42 Beratung und Abstimmung 
§ 43 Urteil 

Dritter Teil  –  Verfahren vor den kirchlichen Gerichten für Arbeitssachen  –  1. Abschnitt: 
Verfahren im ersten Rechtszug – 3. Unterabschnitt: Besondere Verfahrensarten 

§ 44 Auflösung der Mitarbeitervertretung/Verlust der Mitgliedschaft in der 
Mitarbeitervertretung 
§ 44a Verlust der Mitgliedschaft in einer Kommission nach Art. 7 GrO 
§ 44b Wahlprüfungsklage 
§ 45 Organstreitverfahren über Zuständigkeit einer KODA 

Dritter Teil  –  Verfahren vor den kirchlichen Gerichten für Arbeitssachen  – 2. Abschnitt: 
Verfahren im zweiten Rechtszug 

§ 46 Anwendbares Recht 
§ 47 Revision 
§ 48 Nichtzulassungsbeschwerde 
§ 49 Revisionsgründe 
§ 50 Einlegung der Revision 
§ 51 Revisionsentscheidung 

Dritter Teil  –  Verfahren vor den kirchlichen Gerichten für Arbeitssachen  – 3. Abschnitt: 
Vorläufiger Rechtsschutz 

§ 52 Einstweilige Verfügung 
Dritter Teil  –  Verfahren vor den kirchlichen Gerichten für Arbeitssachen  – 4. Abschnitt: 
Vollstreckung gerichtlicher Entscheidungen 

§ 53 Vollstreckungsmaßnahmen 
§ 54 Vollstreckung von Willenserklärungen 

Dritter Teil  –  Verfahren vor den kirchlichen Gerichten für Arbeitssachen  – 5. Abschnitt: 
Beschwerdeverfahren 

§ 55 Verfahrensbeschwerde 
Vierter Teil  –  Schlussvorschriften  – 

§ 56 In-Kraft-Treten 

6. Entsendeordnung für die Vertreter/Vertreterinnen der tariffähigen 
Arbeitnehmerkoalitionen in die Kommission für das Arbeitsvertragsrecht der bayerischen 
Diözesen 
§ 1 Gegenstand 
§ 2 Vorbereitung der Entscheidung über die Entsendung 
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§ 3 Entscheidung über die Entsendung 
§ 4 Bekanntmachung der Entscheidung über die Entsendung 
§ 5 Kosten 
§ 6 Übergangsvorschrift 

Anhang IV 

Abkürzungsverzeichnis 
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Teil A 
A, 1. Allgemeiner Teil 

Abschnitt VIII: Anhänge und Anlagen 
Anlage B: Bereitschaftsdienstentgelt 

 
 

 

 

 

Anlage B: Bereitschaftsdienstentgelt 

 

Anlage B: Bereitschaftsdienstentgelt 

 
Beschäftigte, deren Eingruppierung sich nach Teil A, 3. in der bis zum 30.09.2005 

geltenden Fassung richtet 
 

Vergütungsgruppe 
Beträge in Euro 

ab 1.3.2016 

I 35,50  

Ia 32,54  

Ib 29,94  

II 27,43  

III 24,77  

Iva 22,78  

IVb 20,97  

Vb 20,23  

Vc 19,24  

VIb 17,87  

VII 16,75  

VIII 15,75  

IXa 15,16  

IX 14,87  

X 14,11  

 



ABD 
© ABD, erstellt am 11.04.2019 
Fassung vom 01.09.2019 

Teil A 
A, 1. Allgemeiner Teil 

Abschnitt VIII: Anhänge und Anlagen 
Anlage C: Stundenentgelte 

 
 

 

  

Anlage C: Stundenentgelte 

 

Anlage C: Stundenentgelte 
(gültig vom 1. April 2019 bis 29. Februar 2020) 

(in Euro) 
 

Entgeltgruppe Stufe 3 Stundenentgelt* 

15Ü 6.588,41 38,85 

15 5.481,38 32,33 

14 5.025,89 29,64 

13 4.685,32 27,63 

12 4.407,89 25,99 

11 4.119,43 24,29 

10 3.915,01 23,09 

9c 3.750,80 22,12 

9b 3.403,99 20,07 

9a 3.324,85 19,61 

8 3.102,32 18,30 

7 2.958,18 17,45 

6 2.866,46 16,90 

5 2.748,57 16,21 

4 2.663,27 15,71 

3 2.537,24 14,96 

2Ü 2.447,93 14,44 

2 2.366,14 13,95 

1 1.935,39 11,41 

 
*errechnet aus Stufe 3 der Entgeltgruppe geteilt durch das 4,348-fache 

 der wöchentlichen Arbeitszeit 
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A, 1. Allgemeiner Teil 

Abschnitt VIII: Anhänge und Anlagen 
Anlage H: Selbstauskunft und Verpflichtungserklärung für Beschäftigte zur 

persönlichen Eignung für den Umgang mit Kindern und Jugendlichen gemäß 
§ 3 Absatz 9 

 
 

 

*) Gemeint sind alle rechtskräftigen Strafbefehle oder Verurteilungen im In- und Ausland (dort 
nach den entsprechenden ausländischen Strafrechtsnormen), die noch nicht getilgt im Sinne 
des Bundeszentralregistergesetzes (BZRG) sind. 

Weiter erkläre ich, dass 

□ 
ich keine Kenntnis davon habe, dass gegen mich wegen des Verdachts 
der Begehung einer der oben genannten Straftaten ein Haftbefehl erlassen 
oder Anklage erhoben ist. 

□ 
wegen des Verdachts der Begehung folgender der oben genannten 
Straftat/-en gegen mich ein Haftbefehl erlassen oder Anklage erhoben ist: 

Ich verpflichte mich, meinen Arbeitgeber unverzüglich zu informieren, sobald ich davon 
Kenntnis erhalte, dass wegen des Verdachts der Begehung einer der oben genannten 
Straftat/-en gegen mich ein Haftbefehl erlassen oder Anklage erhoben ist. Eine rechtskräftige 
Verurteilung wegen einer der oben genannten Straftat/-en werde ich dem Arbeitgeber 
unverzüglich anzeigen. 

Ich werde auf Verlangen des Arbeitgebers gegen Kostenerstattung meine persönliche 
Eignung im Sinne des § 72a SGB VIII durch Vorlage eines erweiterten Führungszeugnisses 
gem. § 30a BZRG in regelmäßigen Abständen nachweisen. 

Ich bin mir bewusst, dass die Abgabe einer wahrheitswidrigen Erklärung in aller Regel schwer 
wiegende arbeitsrechtliche Maßnahmen bis hin zu einer fristlosen Kündigung zur Folge hat. 

  
  
  
  
Ort, Datum Unterschrift 

  

https://www.gesetze-im-internet.de/sgb_8/__72a.html
http://www.gesetze-im-internet.de/bzrg/__30a.html
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Abschnitt VIII: Anhänge und Anlagen 
Anlage I: Stundenentgelte (Sozial- und Erziehungsdienst) 

 
 

 

 
 

Anlage I: Stundenentgelte (Sozial- und Erziehungsdienst) 

 

(gültig vom 1. April 2019 bis 29. Februar 2020)  
(in Euro) 

 

Entgeltgruppe Stufe 3 Stundenentgelt * 

S 18 4.474,77 26,39 

S 17 4.219,03 24,88 

S 16 Ü 4.148,81 24,47 

S 16 4.001,70 23,60 

S 15 3.835,51 22,62 

S 14 3.827,24 22,57 

S 13 Ü 3.825,50 22,46 

S 13 3.771,57 22,24 

S 12 3.748,71 22,11 

S 11b 3.557,62 20,98 

S 11a 3.491,23 20,59 

S 9 3.317,55 19,56 

S 8b 3.317,55 19,56 

S 8a 3.217,36 18,97 

S 7 3.125,09 18,43 

S 4 2.969,92 17,51 

S 3 2.798,00 16,50 

S 2 2.451,65 14,46 

*errechnet aus Stufe 3 der Entgeltgruppe geteilt durch das 4,348-
fache der wöchentlichen Arbeitszeit 
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Teil A 
A, 2. Entgeltordnung 

A, 2.3. Zusätzliche Tätigkeitsmerkmale für bestimmte Angestelltengruppen 
39. Beschäftigte an offenen und gebundenen Ganztagesschulen 

39.2. Personen, die überwiegend im Bildungsangebot entsprechend ihrer 
Ausbildung eingesetzt sind 

Entgeltgruppe 9a 
 

 

 

39. Beschäftigte an offenen und gebundenen Ganztagesschulen 

39.1. Personen, die überwiegend Betreuungsaufgaben wahrnehmen 

Entgeltgruppe 3 

 

Beschäftigte ohne einschlägige Ausbildung und Erfahrung  
(Schüler, Studenten, Personen ohne eigene Kinder) 

Entgeltgruppe 4 

 

Beschäftigte mit einschlägiger Erfahrung  
(Personen mit eigenen Kindern oder mit mindestens dreijähriger Tätigkeit in der 
Ganztagsbetreuung) 

Entgeltgruppe 5 

 

Beschäftigte mit einschlägiger Fachausbildung 

Entgeltgruppe 6 

 

Beschäftigte mit einschlägiger Hochschulausbildung 
 
 

39.2. Personen, die überwiegend im Bildungsangebot entsprechend ihrer 
Ausbildung eingesetzt sind 

Entgeltgruppe 4 

 

Beschäftigte ohne einschlägige Ausbildung  
(Personen, die in der Sprach- und Leseförderung eingesetzt werden; Eltern, die 
handwerkliche, künstlerische oder hauswirtschaftliche Angebote leisten) 

Entgeltgruppe 5 

 

Beschäftigte mit einschlägiger fachlicher Ausbildung 
(Übungsleiter, Handwerker mit Gesellenprüfung, staatlich geprüfte Musiklehrer, Kinderpfleger) 

Entgeltgruppe 9a 

 

Beschäftigte mit einschlägiger fachlicher Ausbildung und Zusatzqualifikation sowie Erzieher 
(Handwerker mit Meisterprüfung, Ergotherapeuten, Logopäden, Sportlehrer im freien Beruf)   
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A, 2. Entgeltordnung 

A, 2.3. Zusätzliche Tätigkeitsmerkmale für bestimmte Angestelltengruppen 
40. Beschäftigte in der Ehe-, Familien- und Lebensberatung 

Entgeltgruppe 13 
 

 

 

Entgeltgruppe 9b 

 

Beschäftigte mit Konservatoriumsabschluss 
(Musiklehrer mit Konservatoriumsabschluss) 

Entgeltgruppe 9b 

 

Beschäftigte mit Fachhochschulabschluss 
(Dipl.–Sozialpädagogen (FH) / Dipl.–Ing. (FH)) oder Hochschulbildung 

Entgeltgruppe 11 

 

Beschäftigte mit abgeschlossener wissenschaftlicher Hochschulbildung 
(pensionierte Lehrkräfte) 
 
 

40. Beschäftigte in der Ehe-, Familien- und Lebensberatung 

Entgeltgruppe 10 

 

Beschäftigte mit abgeschlossener einschlägiger Hochschulbildung sowie sonstige Angestellte, 
die aufgrund gleichwertiger Fähigkeiten und Erfahrungen entsprechende Tätigkeiten ausüben, 
jeweils mit Zusatzausbildung zum/zur  
Ehe-, Familien- und Lebensberater/in in der Tätigkeit als Ehe-, Familien- und Lebensbe-
raterin/Lebensberater. 

Entgeltgruppe 13 

 

Beschäftigte in der Ehe-, Familien- und Lebensberatung mit abgeschlossener einschlägiger 
wissenschaftlicher Hochschulbildung und mit Zusatzausbildung zur/zum Ehe-, Familien- und 
Lebensberaterin/Lebensberater in der Tätigkeit als Ehe-, Familien- und Lebensbe-
raterin/Lebensberater an Stellen, an denen eine einschlägige wissenschaftliche Hochschul-
bildung erforderlich ist.   



ABD 
© ABD, erstellt am 11.04.2019 
Fassung vom 01.09.2019 

Teil A 
A, 2. Entgeltordnung 

A, 2.6. Entgeltordnung für Religionslehrerinnen und Religionslehrer im 
Kirchendienst 

§ 4 Tätigkeit an Waldorfschulen 
 

 

 

Protokollnotiz zu § 2 Absatz 1: 
1Bei Religionslehrkräften, die am 31.12.2015 eine Förderschulzulage gemäß § 2 Absatz 2 Teil A, 2.6. in der bis 31.12.2015 
geltenden Fassung in Höhe von EUR 14,77 erhalten haben und die wegen einer Tätigkeit an sonstigen Schulen eine Zulage 
gemäß § 3 Absatz 2 erhalten und daher die Zulage nach § 1 Absatz 2 Satz 2 nicht erhalten, bleibt es bei dem Betrag von 
14,77 EUR, bis die Förderschulzulage nach Absatz 1 auf Grund tariflicher Entgeltsteigerungen eine Höhe von EUR 14,77 
erreicht hat. 2Ab diesem Zeitpunkt gilt auch für diese Religionslehrkräfte Absatz 1. 

 
(2) Religionslehrkräfte, die eine Zulage gemäß § 3 Absatz 1 Satz 1 erhalten oder Entgelt nach 
Entgeltgruppe 13 bzw. Entgeltgruppe 14 beziehen, erhalten keine Förderschulzulage. 
 
(3) Die Förderschulzulage ist eine Zulage im Sinne der Ziffer 1 der Anlage D zu Teil A, 1. 
 

§ 3 Tätigkeit an sonstigen Schulen 

 

(1) 1Religionslehrkräfte, die das Studium der katholischen Theologie an einer wissenschaft-
lichen Hochschule erfolgreich abgeschlossen haben, erhalten für ihre Tätigkeit  
a. an beruflichen Schulen 
b. an Gymnasien 
c. an Fach- bzw. Berufsoberschulen 
eine Zulage in Höhe des Unterschiedsbetrages zu derjenigen Stufe der Entgeltgruppe 13, die 
der erreichten Stufe der Entgeltgruppe entspricht, in die die Religionslehrkraft eingruppiert ist. 
2Für ihre Tätigkeit an Realschulen erhalten diese Religionslehrkräfte eine Zulage in Höhe des 
Unterschiedsbetrages zu derjenigen Stufe der Entgeltgruppe 12, die der erreichten Stufe der 
Entgeltgruppe entspricht, in die die Religionslehrkraft eingruppiert ist. 
 
(2) Religionslehrkräfte, die das Studium der Religionspädagogik an einer Hochschule erfolg-
reich abgeschlossen haben, erhalten für ihre Tätigkeit 
a. an beruflichen Schulen  
b. an Realschulen 
c. an Gymnasien (bis höchstens 10. Jahrgangsstufe)  
eine Zulage in Höhe des Unterschiedsbetrages zu derjenigen Stufe der Entgeltgruppe 11, die 
der erreichten Stufe der Entgeltgruppe entspricht, in die die Religionslehrkraft eingruppiert ist. 
 
Protokollnotiz zu § 3: 
Die Zulage gemäß § 1 Absatz 2 Satz 2 wird auf die Zulagen nach § 3 angerechnet. 

§ 4 Tätigkeit an Waldorfschulen 

 

(1) 1Religionslehrkräfte erhalten für ihre Tätigkeit an Waldorfschulen in den Klassen 1 – 4 Ent-
gelt nach Entgeltgruppe 10. 2§ 1 Absatz 2 Satz 2 findet entsprechende Anwendung.“ 
 
(2) Religionslehrkräfte, die das Studium der Religionspädagogik an einer Hochschule 
erfolgreich abgeschlossen haben, erhalten für ihre Tätigkeit an Waldorfschulen in den Klassen 
5 – 10 eine Zulage in Höhe des Unterschiedsbetrages zu derjenigen Stufe der Entgeltgruppe 
11, die der erreichten Stufe der Entgeltgruppe entspricht, in die die Religionslehrkraft 
eingruppiert ist. 
 
(3) Religionslehrkräfte, die das Studium der katholischen Theologie an einer wissenschaft-
lichen Hochschule erfolgreich abgeschlossen haben, erhalten für ihre Tätigkeit an Waldorf-
schulen 
a. in den Klassen 5 – 10 eine Zulage in Höhe des Unterschiedsbetrages zu derjenigen Stufe 
der Entgeltgruppe 12, 
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Teil A 
A, 2. Entgeltordnung 

A, 2.6. Entgeltordnung für Religionslehrerinnen und Religionslehrer im 
Kirchendienst 

§ 8 Zusätzliche Aufgaben und Funktionen 
 

 

 

b. in den Klassen 11 – 13 eine Zulage in Höhe des Unterschiedsbetrages zu derjenigen Stufe 
der Entgeltgruppe 13, 
die der erreichten Stufe der Entgeltgruppe entspricht, in die die Religionslehrkraft eingruppiert 
ist. 
 
Protokollnotiz zu § 4 Absatz 2 und 3: 
Die Zulage gemäß § 1 Absatz 2 Satz 2 wird auf die Zulagen nach Absatz 2 und 3 angerechnet. 

§ 5 Mischeinsatz 

 

Werden Religionslehrkräfte jeweils für die Dauer eines Schuljahrs teilweise an beruflichen 
Schulen, Realschulen, Gymnasien, Fach- bzw. Berufsoberschulen oder Waldorfschulen 
eingesetzt, wird die für die jeweilige Schulart vorgesehene Zulage gemäß §§ 2 mit 4 anteilig 
pro Wochenstunde und gemäß der jeweils zugrunde zu legenden Unterrichtspflichtzeit 
gewährt; § 2 Absatz 3 bleibt unberührt. 
 

§ 6 Aushilfsweise beschäftigte Religionslehrkräfte 

 

1Aushilfsweise beschäftigte Religionslehrkräfte gemäß § 8 Absatz 1 Nummer 2 SGB IV 
erhalten für die Dauer einer kurzfristigen Beschäftigung eine Einzelstundenvergütung in Höhe 
von 50 v. H. der Summe der Tabellenentgelte der Stufen 2 und 3 der Entgeltgruppe 10. 
2Werden Religionslehrkräfte gemäß Satz 1 an beruflichen Schulen, Realschulen, Gymnasien, 
Fachoberschulen oder Waldorfschulen eingesetzt, wird die für die jeweilige Schulart 
vorgesehene Zulage gemäß §§ 2 mit 4 anteilig pro gehaltener Unterrichtsstunde gewährt; § 2 
Absatz 3 bleibt unberührt. 

§ 7 Mehrarbeit/zusätzliche Arbeit 

 

(1) Teilzeitbeschäftigte Religionslehrkräfte erhalten bei Mehrarbeit, d. h. bei ganzjährig im 
Stundenplan ausgewiesenen regelmäßigen Wochenstunden, die über den vertraglich 
vereinbarten Umfang hinausgehen, für diese Stunden das anteilige Entgelt bis zum Erreichen 
der Vollbeschäftigung. 
 
(2) 1Vollbeschäftigte Religionslehrkräfte erhalten bei vom Arbeitgeber angewiesener oder 
genehmigter Mehrarbeit, d. h. bei ganzjährig im Stundenplan ausgewiesenen regelmäßigen 
Wochenstunden, die über die Vollbeschäftigung hinausgehen, für diese Stunden das anteilige 
Entgelt auf der Basis des regelmäßigen Stundenmaßes für Vollbeschäftigte. 2§ 8 ABD 
Teil A, 1. findet keine Anwendung. 
 
(3) § 6 Absatz 4 ABD Teil D, 4. bleibt unberührt. 
 
 

§ 8 Zusätzliche Aufgaben und Funktionen 

 

Das Entgelt und/oder die Gewährung von Anrechnungsstunden für besondere Funktionen und 
zusätzliche Aufgaben, zum Beispiel als Mentorin/Mentor, Ausbildungs-, Hospitations- oder 
Beratungslehrkraft, Fachmitarbeiterin/Fachmitarbeiter, Schulbeauftragte/Schulbeauftragter, 
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A, 2.7. Vergütungsordnung für Religionslehrer gemäß Sonderregelung 
 

 

 

Seminarrektorin/Seminarrektor, richtet sich nach den jeweiligen, von der Kommission 
beschlossenen diözesanen Regelungen. 
 
Hinweis: 
Diözesane Regelung des Erzbistums Bamberg in Teil F, 4. 
Diözesane Regelung des Erzbistums München und Freising in Teil F, 13. 

§ 9 Inkrafttreten 

 

1Diese Regelung tritt zum 1. September 2009 in Kraft. 2Gleichzeitig treten die 
Vergütungsordnung für Religionslehrer i.K. an Volks- und Förderschulen (ABD Teil A, 2.6.) 
und die Vergütungsordnung für Religionslehrer gemäß Sonderregelung (ABD Teil A, 2.7.) 
außer Kraft. 
 
 

A, 2.7. Vergütungsordnung für Religionslehrer gemäß Sonderregelung 

 

(Die Vergütungsordnung für Religionslehrer gemäß Sonderregelung (ABD Teil A, 2.7.) vom 
01.09.1998 zuletzt geändert zum 01.09.2008 ist zum 01.09.2009 außer Kraft getreten durch 
Beschluss der Bayerischen Regional-KODA vom 16. Juli 2009, mit Wirkung vom 1. 
September 2009, und wird ersetzt durch die „Vorläufige Entgeltordnung für 
Religionslehrerinnen und Religionslehrer im Kirchendienst“ veröffentlicht in der Anlage zu den 
Amtsblättern der bayerischen (Erz-)Diözesen „Änderungen und Ergänzungen zum 
Arbeitsvertragsrecht der bayerischen (Erz-)Diözesen – ABD – Nr. 89“. 
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A, 2.8. Entgeltordnung für Mesnerinnen und Mesner 
§ 3 Übergangsregelungen 

 
 

 

A, 2.8. Entgeltordnung für Mesnerinnen und Mesner 

§ 1 Eingruppierung 

 

(1) Mesnerinnen/Mesner – nachfolgend Beschäftigte genannt – sind in Entgeltgruppe 4 
eingruppiert. 
 
(2) Beschäftigte an Stellen, die eine abgeschlossene mindestens dreijährige Berufsausbildung 
erfordern, sowie sonstige Beschäftigte, die aufgrund gleichwertiger Fähigkeiten und ihrer 
Erfahrungen entsprechende Tätigkeiten ausüben, sind in Entgeltgruppe 5 eingruppiert. 
 
(3) Beschäftigte, deren Tätigkeit sich dadurch aus der Entgeltgruppe 5 heraushebt, dass sie 
an Kathedralkirchen, Basiliken und bedeutenden Wallfahrtskirchen mit besonderen Aufgaben 
betraut sind, sind in Entgeltgruppe 6 eingruppiert. 

§ 2 Ausgleich für Sonderformen der Arbeit 

 

(1) § 8 Absatz 1 Satz 3 Buchstabe b) bis f) Teil A, 1. findet keine Anwendung. 
 
(2) 1Beschäftigte erhalten eine Zulage in Höhe von 4,5 % des Tabellenentgelts aus Stufe 3 
ihrer jeweiligen Entgeltgruppe. 2Für Teilzeitbeschäftigte wird die Zulage anteilig gewährt. 

§ 3 Übergangsregelungen 

 

(1) 1Beschäftigte, die nach den bis 30.09.2013 geltenden Eingruppierungsvorschriften bereits 
der Entgeltgruppe 6 zugeordnet sind, sind mit Inkrafttreten dieser Entgeltordnung im Wege der 
Besitzstandswahrung in Entgeltgruppe 6 eingruppiert. 2Auf diese Beschäftigten findet § 2 
Absatz 2 keine Anwendung, sofern sie die Voraussetzungen des § 1 Absatz 3 nicht erfüllen. 
 
(2) Mit Inkrafttreten dieser Entgeltordnung finden die Vorschriften der §§ 8 und 8a Teil A, 3. 
auf Mesnerinnen und Mesner keine Anwendung mehr. 
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D, 4. Arbeitszeitkontenregelung 

§ 16 Laufzeit 
 

 

 

§ 12 Beendigung/Überführung 

 

(1) Bei Beendigung des Arbeitszeitkontos gemäß § 15 sind die angesparten Zeiten 
auszugleichen. 
 
(2) 1Wird das Arbeitszeitkonto in Folge des Ablaufs der Befristung bzw. durch Kündigung der 
Vereinbarung zum Arbeitsvertrag gemäß § 10 geschlossen, so werden die angesparten Zeiten 
in das ursprüngliche Arbeitsverhältnis übernommen. 2Dabei soll ein entsprechender Freizeit-
ausgleich innerhalb von zwei Jahren nach Schließung des Arbeitszeitkontos erfolgen. 

§ 13 Todesfall 

 

1Beim Tode einer/eines Beschäftigten werden die vorhandenen Zeitguthaben an die 
Hinterbliebenen abgegolten. 2Die Abgeltung erfolgt an die Hinterbliebenen im Sinne des § 23 
Absatz 3 Teil A, 1. 

§ 14 Abgeltung von Zeitguthaben 

 

1Bei der Abgeltung findet eine Berechnung auf der Basis der Entgeltfortzahlung (§ 21 
Teil A, 1.) statt. 2Maßgeblich ist hierbei der Durchschnittsverdienst der letzten drei 
Kalendermonate vor Beendigung des Arbeitszeitkontos. 

§ 15 Kündigung des Arbeitszeitkontos 

 

(1) 1Beschäftigte können mit einer Frist von drei Monaten zum Monatsende die Führung des 
Arbeitszeitkontos kündigen, soweit nicht gemäß § 10 Absatz 1 Satz 2 Teil A, 1. das 
Arbeitszeitkonto zwingend einzurichten ist. 2Arbeitgeber haben das Recht zur Kündigung 
gemäß Satz 1 nur, sofern dringende dienstliche bzw. einrichtungsspezifische Gründe 
vorliegen. 
 
(2) Ab dem Zeitpunkt der Kündigung können keine weiteren Zeitguthaben dem Arbeits-
zeitkonto zugeführt werden. 

§ 16 Laufzeit 

 

(1) Diese Regelung ist befristet bis zum 31.08.2023. 
 
(2) Die Geltungsdauer verlängert sich um fünf Jahre, sofern nicht bis drei Monate vor 
Befristungsende die Bayerische Regional-KODA mit der Hälfte der Stimmberechtigten eine 
Beendigung verlangt. 
 
(3) Tritt diese Regelung außer Kraft, finden die Bestimmungen des öffentlichen Dienstes 
(TVöD-AT/Bund § 10) Anwendung. 



ABD 
© ABD, erstellt am 11.04.2019 
Fassung vom 01.09.2019 

Teil D: Sonstige Regelungen 
D, 4. Arbeitszeitkontenregelung 

Anlage 
 

 

 

Anlage 

 

Vereinbarung zum Arbeitsvertrag 
Zur Inanspruchnahme der Arbeitszeitkontenregelung 

(§ 10 AZKR) 
Zwischen         
dem/der         vertreten durch 

          (Arbeitgeber) und 

            
Herrn/ Frau     (Beschäftigter/Beschäftigte) 

    (Vor- und Zuname)       
  
wird – vorbehaltlich

1
       

          folgende 

  
Vereinbarung zum Arbeitsvertrag vom ________     geschlossen: 

  
§ 1 Arbeitszeit 

 

Abweichend vom o. a. Arbeitsvertrag wird die Leistung der Arbeitszeit sowie die Inanspruch-
nahme von Zeitguthaben bzw. deren Abgeltung in Form der Arbeitszeitkontenregelung  
vom ______________  unbefristet/ab  _______________________ 
bis ________                                   _ vereinbart. 
  

§ 2 Zeitgutschriften 
 

Es wird vereinbart, folgende Zeitgutschriften dem Arbeitszeitkonto gutzuschreiben: 
 

□ Ausgleich für Bereitschaftsdienst und Rufbereitschaft nach § 7 Absatz 3 und Teil 
A, 1., soweit sie nicht in der regelmäßigen wöchentlichen Arbeitszeit berücksichtigt 
sind, 
 
□ Ausgleich für Mehrarbeit (§ 7 Absatz 6 Teil A, 1.), 
 
□ Ausgleich für Überstunden (§ 7 Absatz 7 Teil A, 1.), 
 
□ Abgeltung von Zeitzuschlägen (§ 8 Absatz 1 Teil A, 1.), 
 
□ nicht in Anspruch genommene Urlaubstage, die den Anspruch nach dem 
Bundesurlaubsgesetz (BUrlG) übersteigen, 
 
□ Ausgleich für Arbeitsstunden, die aufgrund einer ausdrücklichen schriftlichen 
Anweisung durch den Arbeitgeber über das Maß der mit ihm vereinbarten 
regelmäßigen Arbeitszeit hinaus zur Erfüllung zusätzlicher Aufgaben geleistet 
werden

2
. 

  
§ 3 Vertragsausfertigung 

 

Jede Vertragspartei erhält eine Ausfertigung dieses Vertrages zur Änderung des Arbeits-
vertrages. 
 

1
 Ist zur Rechtswirksamkeit dieses Vertrages die Genehmigung einer Kirchlichen Stiftungsaufsichtsbehörde erforderlich, so ist 

ein entsprechender Vorbehalt anzugeben. 
2
 Gilt für Beschäftigte im pastoralen Dienst 
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§ 10 Mitwirkungspflicht 
 

 

 

Rentenversicherung befreit ist, eine vergleichbare Leistung einer Versicherungs- oder 
Versorgungseinrichtung oder eines Versicherungsunternehmens beanspruchen kann; dies gilt 
nicht für Renten, die vor dem für die Versicherte/den Versicherten maßgebenden Rentenalter 
in Anspruch genommen werden können oder 
b) mit Beginn des Kalendermonats, für den die/der Beschäftigte eine Rente wegen Alters, eine 
Knappschaftsausgleichsleistung, eine ähnliche Leistung öffentlich-rechtlicher Art oder, wenn 
sie/er von der Versicherungspflicht in der gesetzlichen Rentenversicherung befreit ist, eine 
vergleichbare Leistung einer Versicherungs- oder Versorgungseinrichtung oder eines 
Versicherungsunternehmens bezieht. 
(3) 1Endet bei einer/einem Beschäftigten, die/der im Rahmen der Altersteilzeit nach dem 
Blockmodell (§ 3 Absatz 2 Buchst. a) beschäftigt wird, das Arbeitsverhältnis vorzeitig, hat 
sie/er Anspruch auf eine etwaige Differenz zwischen den nach den §§ 4 und 5 erhaltenen 
Entgelten und Aufstockungsleistungen und den Entgelten für den Zeitraum ihrer/seiner 
tatsächlichen Beschäftigung, die sie/er ohne Eintritt in die Altersteilzeit erzielt hätte. 2Bei Tod 
der/des Beschäftigten steht dieser Anspruch ihren/seinen Erben zu. 

§ 10 Mitwirkungspflicht 
 

(1) Die/der Beschäftigte hat Änderungen der sie/ihn betreffenden Verhältnisse, die für den 
Anspruch auf Aufstockungsleistungen erheblich sind, dem Arbeitgeber unverzüglich 
mitzuteilen. 
 
(2) Die/der Beschäftigte hat dem Arbeitgeber zu Unrecht gezahlte Leistungen, die die im 
Altersteilzeitgesetz vorgesehenen Leistungen übersteigen, zu erstatten, wenn sie/er die 
unrechtmäßige Zahlung dadurch bewirkt hat, dass sie/er Mitwirkungspflichten nach Absatz 1 
verletzt hat. 
  

https://onlineabd.de/online-abd/abd?DatumAuswahl=&Kat=28150
https://onlineabd.de/online-abd/abd?DatumAuswahl=&Kat=28151
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D, 6a. Regelung zu flexiblen Arbeitszeitregelungen für ältere 
Beschäftigte - FlexAZR 

 

(Die Regelung zu flexiblen Arbeitszeitregelungen für ältere Beschäftigte – FlexAZR – gilt für 
Beschäftigte, die bis zum 31. Dezember 2020 die jeweiligen Voraussetzungen erfüllen und 
deren Altersteilzeitarbeitsverhältnis oder deren flexible Altersarbeitszeit vor dem 1. Januar 
2021 begonnen hat. Die Regelungen der §§ 4 und 5 i. d. F. des Beschlusses vom 20.09.2017 
gelten weiter bis zum 31. Dezember 2020.) 
 
 
 

I. Geltungsbereich 

§ 1 Geltungsbereich 
 

Diese Regelung gilt für Beschäftigte, die unter den Geltungsbereich des Arbeitsvertragsrechts 
der bayerischen Diözesen (ABD) fallen. 

II. Altersteilzeit (ATZ) 

§ 2 Inanspruchnahme von Altersteilzeit 
 

Auf der Grundlage des Altersteilzeitgesetzes (AltTZG) vom 23. Juli 1996 in der jeweils 
geltenden Fassung ist die Änderung des Arbeitsverhältnisses in ein Altersteilzeit-
arbeitsverhältnis 
a) in Restrukturierungs- und Stellenabbaubereichen (§ 3) und 
b) im Übrigen im Rahmen einer Quote (§ 4) 
möglich. 

§ 3 Altersteilzeit in Restrukturierungs- und Stellenabbaubereichen 
 

1Altersteilzeit im Sinne des Altersteilzeitgesetzes kann, ohne dass darauf ein Rechtsanspruch 
besteht, in Restrukturierungs- und Stellenabbaubereichen bei dienstlichem oder betrieblichem 
Bedarf vereinbart werden, wenn die persönlichen Voraussetzungen nach § 5 vorliegen. 2Die 
Festlegung der in Satz 1 genannten Bereiche und die Entscheidung, ob, in welchem Umfang 
und für welchen Personenkreis dort Altersteilzeitarbeit zugelassen wird, erfolgt durch den 
Arbeitgeber. 

§ 4 Altersteilzeit im Übrigen 
 

(1) Den Beschäftigten wird im Rahmen der Quote nach Absatz 2 die Möglichkeit eröffnet, 
Altersteilzeit im Sinne des Altersteilzeitgesetzes in Anspruch zu nehmen, wenn die persön-
lichen Voraussetzungen nach § 5 vorliegen. 
 
(2) 1Der Anspruch auf Vereinbarung eines Altersteilzeitarbeitsverhältnisses nach Absatz 1 ist 
ausgeschlossen, wenn und solange 2,5 v.H. der Beschäftigten (§ 1) von einer Altersteil-
zeitregelung im Sinne des Altersteilzeitgesetzes Gebrauch machen. 2Für Beschäftigte mit 

http://bundesrecht.juris.de/alttzg_1996/BJNR107810996.html
https://onlineabd.de/online-abd/abd?DatumAuswahl=&Kat=29301
https://onlineabd.de/online-abd/abd?DatumAuswahl=&Kat=29302
https://onlineabd.de/online-abd/abd?DatumAuswahl=&Kat=29303
https://onlineabd.de/online-abd/abd?DatumAuswahl=&Kat=29303
https://onlineabd.de/online-abd/abd?DatumAuswahl=&Kat=29299
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§ 9 Nebentätigkeit 
 

(1) 1Beschäftigte dürfen während des Altersteilzeitarbeitsverhältnisses keine Beschäftigungen 
oder selbständigen Tätigkeiten ausüben, die die Geringfügigkeitsgrenze des § 8 SGB IV 
überschreiten, es sei denn, diese Beschäftigungen oder selbständigen Tätigkeiten sind bereits 
innerhalb der letzten fünf Jahre vor Beginn des Altersteilzeitarbeitsverhältnisses ständig 
ausgeübt worden. 2Bestehende tarifliche Regelungen über Nebentätigkeiten bleiben 
unberührt. 
 
(2) 1Der Anspruch auf die Aufstockungsleistungen ruht während der Zeit, in der Beschäftigte 
eine unzulässige Beschäftigung oder selbstständige Tätigkeit im Sinne des Absatzes 1 
ausüben oder über die Altersteilzeitarbeit hinaus Mehrarbeit oder Überstunden leisten, die den 
Umfang der Geringfügigkeitsgrenze des § 8 SGB IV übersteigen. 2Hat der Anspruch auf die 
Aufstockungsleistungen mindestens 150 Tage geruht, erlischt er; mehrere Ruhenszeiträume 
werden zusammengerechnet. 

§ 10 Verlängerung der Arbeitsphase im Blockmodell bei Krankheit 
 

Ist die/der Beschäftigte bei Altersteilzeitarbeit im Blockmodell während der Arbeitsphase über 
den Zeitraum der Entgeltfortzahlung (§ 22 Absatz 1 Satz 1 Teil A, 1.) hinaus arbeitsunfähig 
erkrankt, verlängert sich die Arbeitsphase um die Hälfte des den Entgeltfortzahlungszeitraum 
übersteigenden Zeitraums der Arbeitsunfähigkeit; in dem gleichen Umfang verkürzt sich die 
Freistellungsphase. 

§ 11 Ende des Arbeitsverhältnisses 
 

(1) 1Das Arbeitsverhältnis endet zu dem in der Altersteilzeitvereinbarung festgelegten 
Zeitpunkt. 2Unabhängig von Satz 1 endet das Arbeitsverhältnis  
a) mit Ende des Kalendermonats vor dem Monat, in dem die/der Beschäftigte eine Rente 
wegen Alters tatsächlich bezieht oder 
b) spätestens mit Ablauf des Kalendermonats, in dem die/der Beschäftigte das gesetzlich 
festgelegte Alter zum Erreichen der Regelaltersrente vollendet hat. 
 
(2) Das Ende des Altersteilzeitarbeitsverhältnisses kann jederzeit im gegenseitigen 
Einvernehmen neu auf das Ende desjenigen Monats bestimmt werden, nach dessen Ablauf 
die/der Beschäftigte eine Rente wegen Alters beziehen kann. 
 
(3) 1Endet bei einer/einem Beschäftigten, die/der im Rahmen der Altersteilzeit nach dem 
Blockmodell beschäftigt wird, das Arbeitsverhältnis vorzeitig, hat sie/er Anspruch auf eine 
etwaige Differenz zwischen den erhaltenen Entgelten und dem Entgelt für den Zeitraum 
ihrer/seiner tatsächlichen Beschäftigung, die sie/er ohne Eintritt in die Altersteilzeit erzielt 
hätte, vermindert um die vom Arbeitgeber gezahlten Aufstockungsleistungen. 2Bei Tod 
der/des Beschäftigten steht dieser Anspruch den Erben zu. 

§ 12 Dienstvereinbarungen 
 

1In einer Dienstvereinbarung können von den §§ 2 bis 11 abweichende Regelungen 
vereinbart werden. 2Abweichende Regelungen sind nur zulässig, soweit die gesetzlichen 
Mindestvoraussetzungen für Altersteilzeit nach dem AltTZG nicht unterschritten werden. 
 

http://bundesrecht.juris.de/sgb_4/__8.html
http://bundesrecht.juris.de/sgb_4/__8.html
https://onlineabd.de/online-abd/abd?DatumAuswahl=&Kat=27040
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III. Flexible Altersarbeitszeit (FALTER) 

§ 13 Flexible Altersarbeitszeit 
 

1Älteren Beschäftigten wird in einem Modell der flexiblen Altersarbeitszeit (FALTER) ein 
gleitender Übergang in den Ruhestand bei gleichzeitig längerer Teilhabe am Berufsleben 
ermöglicht. 2Das Modell sieht vor, dass die Beschäftigten über einen Zeitraum von vier Jahren 
ihre Arbeitszeit auf die Hälfte der bisherigen Arbeitszeit reduzieren und gleichzeitig eine 
Teilrente in Höhe von höchstens 50 v.H. der jeweiligen Altersrente beziehen. 3Die reduzierte 
Arbeitsphase beginnt zwei Jahre vor Erreichen des Kalendermonats, für den die/der 
Beschäftigte eine abschlagsfreie Altersrente in Anspruch nehmen kann und geht zwei Jahre 
über diese Altersgrenze hinaus. 4Die Beschäftigten erhalten nach Erreichen der Altersgrenze 
für eine abschlagsfreie Altersrente einen Anschlussarbeitsvertrag für zwei Jahre unter der 
Bedingung, dass das Arbeitsverhältnis bei Inanspruchnahme einer mehr als hälftigen Teilrente 
oder einer Vollrente endet. 5Die übrigen Beendigungstatbestände bleiben unberührt. 6Auf die 
Vereinbarung von flexibler Altersarbeitszeit besteht kein Rechtsanspruch. 

IV. Übergangs- und Schlussvorschriften 

§ 14 Übergangsvorschriften 
 

Auf Altersteilzeitarbeitsverhältnisse, die vor dem 1. Januar 2010 begonnen haben, findet diese 
Regelung keine Anwendung. 

Niederschriftserklärung  

zu § 4: 
Die Kommission ist sich darüber einig, dass in Verwaltungen/Einrichtungen mit weniger als 
40 Beschäftigten kein Anspruch auf Vereinbarung eines Altersteilzeitarbeitsverhältnisses 
besteht. 
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D, 10 c. Ordnung über die betriebliche Altersversorgung durch 
Entgeltumwandlung der Beschäftigten im kirchlichen Dienst 

 
 
 
 
 
 
 

- Versorgungsordnung C -  
in der Fassung vom 1. Januar 2003 

 
Der Mitarbeiter hat Anspruch auf Entgeltumwandlung im Rahmen der betrieblichen 
Altersvorsorge nach Maßgabe der folgenden Beschlüsse der Zentral-KODA und der 
Bayerischen Regional-KODA.  

Teil A 

Beschluss der Zentral-KODA gem. § 3 Abs. 1 Ziff. 1 Zentral-KODA-Ordnung 
(ZKO) vom 15.04.2002 zuletzt geändert durch Beschluss vom 08.11.2018 

 

Unter Bezugnahme auf § 19 Abs. 1 und § 20 Abs. 1 Betriebsrentengesetz (BetrAVG) hat die 
Zentral-KODA gem. § 3 Abs. 1 Ziff. 1 ZKO folgende Regelung beschlossen, der die 
Bayerische Regional-KODA gem. § 12 a BayRKO zugestimmt hat: 
 

Entgeltumwandlung 
 

1. 1Der Mitarbeiter (Arbeitnehmer und zu seiner Ausbildung Beschäftigte) hat Anspruch auf 
Entgeltumwandlung bei der Kasse, bei der auch seine zusätzliche betriebliche Altersver-
sorgung (Pflichtversicherung) durchgeführt wird. 2Voraussetzung ist, dass die dafür 
zuständige Kasse satzungsrechtlich die entsprechende Möglichkeit schafft. 3Im Einzelfall 
können die Vertragsparteien bei Vorliegen eines sachlichen Grundes arbeitsvertraglich 
vereinbaren, dass die Entgeltumwandlung bei einer anderen Kasse oder Einrichtung erfolgt. 
4Die Regelung gilt unabhängig davon, ob der Mitarbeiter die steuerliche Förderung durch 
Steuerfreiheit nach § 3 Nr. 63 Satz 1 EStG oder durch Sonderausgabenabzug nach § 10a 
EStG (einschließlich Zulagenförderung nach §§ 79 ff. EStG) in Anspruch nimmt.  
1a. Soweit aufgrund staatlicher Refinanzierungsbedingungen für bestimmte Berufsgruppen die 
Entgeltumwandlung ausgeschlossen ist, besteht auch kein Anspruch nach dieser Regelung. 
1b. 1Der Höchstbetrag der Entgeltumwandlung einschließlich des Arbeitgeberzuschusses 
nach § 1a Abs. 1a BetrAVG wird begrenzt auf kalenderjährlich 8 Prozent der Beitrags-
bemessungsgrenze in der allgemeinen Rentenversicherung. 2Im Einvernehmen zwischen 
Dienstgeber und Dienstnehmer können auch höhere Beträge umgewandelt werden. 
 
2. 1Möglichkeiten der Inanspruchnahme von Steuerfreiheit, einer pauschalen Besteuerung 
sowie einer Zulagenförderung sowie damit verbundener Sozialversicherungsfreiheit finden 
zunächst Anwendung auf Aufwendungen (Beiträge bzw. Umlagen) des Dienstgebers, sodann 
auf umgewandelte Entgeltbestandteile des Mitarbeiters. 2Dies gilt für den Fall von 
Zuwendungen des Dienstgebers an eine Pensionskasse zum Aufbau einer nicht 
kapitalgedeckten Altersversorgung im Sinne des § 3 Nr. 56 EStG auch im Verhältnis zu einer 
Steuerfreiheit nach § 3 Nr. 63 EStG; der Mitarbeiter wird hierzu notwendige Erklärungen 
abgeben. 3Erfolgt eine pauschale Besteuerung des Beitrags nach § 40b EStG in der am 
31.12.2004 geltenden Fassung, trägt der Mitarbeiter die Pauschalsteuer. 4Dies gilt auch 
soweit nach § 40b EStG beim Aufbau einer nicht kapitalgedeckten betrieblichen Alters-
versorgung aus umgewandelten Entgeltbestandteilen finanzierte Zuwendungen der 
Pauschalsteuer unterworfen werden. 

http://bundesrecht.juris.de/betravg
https://onlineabd.de/online-abd/abd?DatumAuswahl=01.05.2015&Kat=27811
http://onlineabd.de/images/downloads/ABD_2013_01_01.pdf
http://bundesrecht.juris.de/estg
http://bundesrecht.juris.de/estg
http://bundesrecht.juris.de/estg
http://bundesrecht.juris.de/estg
http://www.gesetze-im-internet.de/betravg/
https://www.gesetze-im-internet.de/estg/
https://www.gesetze-im-internet.de/estg/
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3. Bemessungsgrundlage für Ansprüche und Forderungen zwischen Dienstgeber und 
Mitarbeiter bleibt das Entgelt, das sich ohne die Entgeltumwandlung ergeben würde. 
 
4. 1Bietet die für die Pflichtversicherung zuständige Kasse keine rechtliche Möglichkeit für die 
Durchführung der Entgeltumwandlung, soll die zuständige arbeitsrechtliche Kommission eine 
andere Kasse festlegen, bei der die Entgeltumwandlung durchgeführt werden kann. 2Nimmt 
die zuständige arbeitsrechtliche Kommission eine solche Festlegung nicht vor, kann der 
Mitarbeiter verlangen, dass die Entgeltumwandlung bei der KZVK Köln oder einer anderen 
Kasse durchzuführen ist, bei der nach den Regelungen der arbeitsrechtlichen Kommissionen 
die Pflichtversicherung durchgeführt werden kann. 
 
5. 1Der Dienstgeber leistet den gesetzlichen Zuschuss nach § 1a Abs. 1a BetrAVG an den 
Pensionsfonds, die Pensionskasse oder die Direktversicherung soweit möglich auf den 
Vertrag, in dem die Entgeltumwandlung erfolgt. 2Der Zuschuss ist spätestens zum 
Zahlungstermin des Dezembergehaltes fällig. 3Scheidet der Mitarbeiter vorher aus, ist der 
Zuschuss zum Zeitpunkt des Ausscheidens fällig. 4Aus abrechnungstechnischen und 
steuerlichen Gründen soll der Zuschuss einmal im Jahr gezahlt werden. 
 

1. Übergangsvorschrift mit Anmerkung: 
1Im Zeitraum vom 1. Januar 2019 bis zum 31. Dezember 2021 ist der 
Arbeitgeberzuschuss nach § 1a Absatz 1a des Betriebsrentengesetzes (BetrAVG) auch 
bei solchen Entgeltumwandlungsvereinbarungen zu erbringen, die vor dem 1. Januar 
2019 geschlossen worden sind, wenn am 31. Dezember 2018 der Anspruch auf den 
Zuschuss nach den Absätzen 5.1 bis 5.2 des Beschlusses zur Entgeltumwandlung in 
der bis zum 31. Dezember 2018 geltenden Fassung bestanden hat*). 2Dies gilt auch ab 
dem Zeitpunkt des Eintritts einer Verpflichtung zur gesetzlichen Krankenversicherung, 
soweit am 31. Dezember 2018 ein Anspruch auf den Zuschuss nur deshalb nicht 
bestanden hat, weil keine Krankenversicherungspflicht gegeben war. 
*) Absatz 5.1 bis 5.2 in der am 31. Dezember 2018 geltenden Fassung lauteten: 
(5.1.) 1Wandelt ein krankenversicherungspflichtig Beschäftigter Entgelt um, leistet der 
Arbeitgeber in jedem Monat, in dem Arbeitsentgelt umgewandelt wird, einen Zuschuss 
in Höhe von 13 % des jeweiligen sozialversicherungsfrei in die zusätzliche betriebliche 
Altersversorgung umgewandelten Betrages. 2Der Zuschuss wird vom Dienstgeber an 
die zuständige Altersvorsorgeeinrichtung abgeführt. 3Der Zuschuss wird nicht gewährt 
im Falle der Nettoumwandlung (Riester-Rente). 
(5.2.) 1Für umgewandelte Beiträge, die unter Berücksichtigung des Höchstbetrages im 
Jahresdurchschnitt sozialversicherungspflichtig sind, besteht kein Anspruch auf 
Zuschuss. 2Der Zuschuss errechnet sich in diesem Fall aus dem höchstmöglichen 
zuschussfähigen Umwandlungsbetrag einschließlich des Zuschusses, so dass der 
Zuschuss zusammen mit den eingezahlten Beträgen des Beschäftigten die 
sozialversicherungsfreie Höchstgrenze erreicht. 3Für darüber hinaus umgewandelte 
Beträge besteht kein Anspruch auf Zuschuss. 4Diese darüber hinaus vom Beschäftigten 
umgewandelten Beträge sind ggf. entsprechend den gesetzlichen Vorgaben zu 
verbeitragen und zu versteuern.   

 
6. Der Anspruch auf Entgeltumwandlung besteht, solange er gesetzlich ermöglicht wird. 
 
Erläuterung zur Umsetzung des Beschlusses: 
Es wird sichergestellt, dass bei der Reihenfolge der umzuwandelnden Beiträge vorrangig die sozialversicherungsfreien 
Beiträge zugunsten des Dienstgebers Verwendung finden. Soweit neben den Aufwendungen des Dienstgebers noch 
Sozialversicherungsfreiheit für Beiträge aus umgewandelten Entgeltbestandteilen möglich ist, ist diese unter Berücksichtigung 
des Arbeitgeberzuschusses nach § 1a Abs. 1a BetrAVG so zu nutzen, dass sie durch die Summe von 
sozialversicherungsfreien Entgeltbestandteil und dem Arbeitgeberzuschuss nicht überschritten wird. Erst dann werden die 
sozialversicherungspflichtigen Beiträge berücksichtigt. 

http://www.gesetze-im-internet.de/betravg/
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Der gesetzliche Zuschuss nach § 1a Abs. 1a BetrAVG beträgt mit Stand 1. Januar 2019 15 Prozent des umgewandelten 
Entgelts und ist vom Dienstgeber zusätzlich als Arbeitgeberzuschuss an den Pensionsfonds, die Pensionskasse oder die 
Direktversicherung weiterzuleiten, soweit er durch die Entgeltumwandlung Sozialversicherungsbeiträge einspart. Besteht auf 
einem Teil des umgewandelten Entgelts keine oder nur eine teilweise Sozialversicherungspflicht, z.B. bei Überschreiten der 
Pflichtversicherungsgrenze in der KV innerhalb der Beitragsbemessungsgrenze in der Rentenversicherung, so begrenzt dies 
den Zuschuss auf unter 15 Prozent. Keine Zuschusspflicht besteht danach, soweit die Entgeltumwandlung z.B. wegen der 
Erfüllung der Voraussetzungen einer sog. Riester-Rente nach § 1a Abs. 3 BetrAVG als sog. Nettoumwandlung erfolgt und 
deshalb wegen der Sozialversicherungsbeiträge keine Einsparung erfolgen kann.  

http://www.gesetze-im-internet.de/betravg/
http://www.gesetze-im-internet.de/betravg/
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Ergänzungen zum Beschluss der Zentral-KODA zur Entgeltumwandlung 
 

 

 

§ 3 
Zuschuss des Arbeitgebers 

(Ergänzungen zu Nr. 5 des Zentral-KODA-Beschlusses) 
 

1. 1Wandeln krankenversicherungspflichtig Beschäftigte Entgelt im Wege der Unterstützungs-
kasse um und wird hierfür nach den am 31.12.2018 geltenden Regelungen ein Zuschuss des 
Arbeitgebers gewährt, leistet der Arbeitgeber für am 31.12.2018 bestehende Verträge 
weiterhin nach den bis dahin geltenden Regelungen für jeden Monat, in dem Arbeitsentgelt 
umgewandelt wird, einen Zuschuss in Höhe von 13 % des jeweils sozialversicherungsfrei in 
die betriebliche Altersversorgung umgewandelten Betrages. 2Der Zuschuss wird nicht gewährt 
im Falle der Nettoumwandlung. 
 
2. Beschäftigte haben überzahlte Zuschüsse zurückzuerstatten. 
 
3. Der Zuschuss ist grundsätzlich mit der Zahlung des Tabellenentgelts des Monats Dezember 
fällig. 
 
4. 1Der in der Vereinbarung zwischen der/dem Beschäftigten, der Versorgungseinrichtung und 
dem Arbeitgeber festgelegte Entgeltumwandlungsbetrag enthält, sofern und soweit ein 
Anspruch auf Zuschuss des Arbeitgebers besteht, den Zuschuss des Arbeitgebers bereits. 
2Der Zuschuss des Arbeitgebers erhöht insoweit nicht den vom Beschäftigten in der 
Vereinbarung festgelegten Umwandlungsbetrag. 
 

§ 4 
Inkrafttreten, Außerkrafttreten 

 
1Diese Ergänzungen treten zum 1. August 2009 in Kraft. 2Sie treten mit dem Wegfall des 
Anspruchs auf Entgeltumwandlung gemäß Nr. 6 Teil D, 10 c. Teil A außer Kraft. 3Zum 1. 
August 2009 treten die Ergänzenden Regelungen zu den Beschlüssen der Zentral-KODA zur 
Entgeltumwandlung nach dem „Gesetz zur Verbesserung der betrieblichen Altersversorgung“ 
(BetrAVG) außer Kraft.  

https://onlineabd.de/online-abd/abd?DatumAuswahl=&Kat=27628
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D, 11. Regelung über den Rationalisierungsschutz für Beschäftigte 

§ 1 Begriffsbestimmung 
 

 

 

 
D, 11. Regelung über den Rationalisierungsschutz für 
Beschäftigte 

Vorbemerkung 

 
 

 

Rationalisierung einschließlich der Nutzung des technischen Fortschritts hat den Zweck, die 
Aufgaben der Einrichtungen anforderungsgerecht, wirtschaftlich und kostengünstig zu erfüllen. 
Bei der Durchführung von Rationalisierungsmaßnahmen sind die sich aus dem Arbeits-
verhältnis ergebenden Belange der Mitarbeiter zu berücksichtigen und soziale Härten 
möglichst zu vermeiden. Diesem Ziel dienen die nachstehenden Vorschriften. Für 
Maßnahmen, die nicht unter diese Regelung fallen, bleiben die einschlägigen gesetzlichen 
Vorschriften unberührt. 

§ 1 Begriffsbestimmung 

 

(1) 1Rationalisierungsmaßnahmen im Sinne dieser Regelung sind vom Arbeitgeber 
veranlasste erhebliche Änderungen der Arbeitstechnik oder wesentliche Änderungen der 
Arbeitsorganisation mit dem Ziel einer rationelleren Arbeitsweise, wenn diese Maßnahmen für 
Mitarbeiter zu einem Wechsel der Beschäftigung oder zur Beendigung des Arbeitsverhält-
nisses führen. 2Unter den Voraussetzungen des Unterabsatz 1 kommen als Maßnahmen z. B. 
in Betracht: 
a) Stilllegung oder Auflösung einer Einrichtung bzw. eines Einrichtungsteils, 
b) Verlegung oder Ausgliederung einer Einrichtung bzw. eines Einrichtungsteils, 
c) Zusammenlegung von Einrichtungen bzw. von Einrichtungsteilen, 
d) Verlagerung von Aufgaben zwischen Einrichtungen, 
e) Einführung anderer Arbeitsmethoden und Fertigungsverfahren, auch soweit sie durch 
Nutzung technischer Veränderungen bedingt sind. 
Anmerkungen zu Absatz 1: 
1. Ob eine Änderung erheblich bzw. wesentlich ist, ist von der Auswirkung der Maßnahme her zu beurteilen. Eine Rationali-
sierungsmaßnahme liegt auch dann vor, wenn sich aus der begrenzten Anwendung einzelner Änderungen zunächst zwar 
keine erheblichen bzw. wesentlichen Auswirkungen ergeben, aber eine Fortsetzung der Änderungen beabsichtigt ist, die 
erhebliche bzw. wesentliche Auswirkungen haben wird. Eine Änderung, die für die gesamte Einrichtung nicht erheblich bzw. 
nicht wesentlich ist, kann für einen Einrichtungsteil erheblich bzw. wesentlich sein. Ist die Änderung erheblich bzw. wesentlich, 
ist es nicht erforderlich, dass sie für mehrere Mitarbeiter zu einem Wechsel der Beschäftigung oder zur Beendigung des 
Arbeitsverhältnisses führt. 
2. Keine Maßnahmen im Sinne des Absatz 1 sind Maßnahmen, die unmittelbar z. B. durch 
– voraussichtlich nicht nur kurzfristigen Nachfragerückgang, 
– eine von Dritten (insbesondere durch gesetzgeberische Maßnahmen) verursachte Aufgabeneinschränkung, 
– Wegfall zweckgebundener Drittmittel veranlasst sind. 
3. Eine wesentliche Änderung der Arbeitsorganisation kann auch vorliegen, wenn aufgrund von Arbeitsverträgen geleistete 
Arbeiten künftig aufgrund Werkvertrages durchgeführt werden sollen (z. B. bei Privatisierung des Reinigungsdienstes). 
 
(2) 1Maßnahmen, deren Ziel der Abbau von Arbeitsbelastungen ist (durch die z. B. die Lage 
der Arbeitszeit geändert oder die Dienstplangestaltung oder äußere Umstände der Arbeit 
verbessert werden), sind keine Maßnahmen im Sinne des Absatz 1. 2Maßnahmen mit dem 
Ziel einer rationelleren Arbeitsweise sind unter den Voraussetzungen des Absatz 1 Unter-
absatz 1 jedoch auch dann Rationalisierungsmaßnahmen, wenn durch sie zugleich 
Arbeitsbelastungen abgebaut werden. 
 
(3) Diese Regelung gilt nicht für Fälle des Betriebsübergangs im Sinne des § 613 a BGB. 

http://bundesrecht.juris.de/bgb/__613a.html
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Teil F: Beschlüsse der Bayerischen Regional-KODA, einzelne Diözesen 
betreffend (seit 14. 02. 1996) 

F, 13. Sonderregelung zum Entgelt für Religionslehrerinnen und 
Religionslehrer im Kirchendienst in der Erzdiözese München und Freising 

 
 

 

F, 13. Sonderregelung zum Entgelt für Religionslehrerinnen und 
Religionslehrer im Kirchendienst in der Erzdiözese München 
und Freising 

 

In der Erzdiözese München und Freising üben kirchliche Schulbeauftragte und 
Seminarleiter/innen i. K. überwiegend Tätigkeiten aus, die den allgemeinen Tätigkeitsmerk-
malen (Teil A, 2.2.1.) entsprechen; sie erhalten ein Entgelt nach Entgeltgruppe 12. Zulagen 
gem. § 1 Absatz 2  und §§ 2 bis 4 Teil A, 2.6. werden nicht gewährt.  

https://onlineabd.de/administrator/index.php
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Anhang I: Beschlüsse 
Kommission für das Arbeitsvertragsrecht der bayerischen Diözesen 

Beschlüsse 2019 
 

 

 

 
 
 

Anhang I: Beschlüsse 

 

Hinweis: Dies ist eine nicht-amtliche Version des jeweiligen Beschlusses. Es gelten die 
Veröffentlichungen in den jeweiligen Amtsblättern. 
 
Kommission für das Arbeitsvertragsrecht der bayerischen 
Diözesen 

Beschlüsse 2019 

Anlage 127 [herunterladen] 
 
Beschlüsse der Kommission für das Arbeitsvertragsrecht der bayerischen Diözesen 
vom 27. März 2019 
 
- ABD Teil A, 2.3 Nummer 39.2. (Beschäftigte an offenen und gebundenen Ganztagesschulen 
– Personen, die überwiegend im Bildungsangebot entsprechend ihrer Ausbildung eingesetzt 
werden) 
hier: redaktionelle Anpassung 
 

rückwirkend zum 1. Januar 2017 
 
- ABD Teil A, 2.6. (Entgeltordnung für Religionslehrerinnen und Religions-lehrer im 
Kirchendienst) 
hier: Änderung des § 8 Zusätzliche Aufgaben 
 

zum 1. September 2019 
 
- ABD Teil F, 13. (Sonderregelung zum Entgelt für Religionslehrerinnen und Religionslehrer im 
Kirchendienst in der Erzdiözese München und Freising) 
hier: Kirchliche Schulbeauftragte und Seminarleiter/innen i. K. in der Erzdiözese München und 
Freising 
 

zum 1. September 2019  
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Kommission für das Arbeitsvertragsrecht der bayerischen Diözesen 

Beschlüsse 2018 
 

 

 

Beschlüsse 2018 

Anlage 126 [herunterladen] 
 
Beschlüsse der Kommission für das Arbeitsvertragsrecht der bayerischen Diözesen 
vom 19. Dezember 2018 
 
- ABD Teil D, 10 c. (Ordnung über die betriebliche Altersversorgung durch Entgeltumwandlung 
der Beschäftigten im kirchlichen Dienst) 
hier: Änderung des ABD Teil D, 10c. Teil A in Umsetzung des Änderungs-beschlusses der 
Zentral-KODA vom 8. November 2018 
 

rückwirkend zum 19. Dezember 2018 
 
- ABD Teil D, 10 c. (Ordnung über die betriebliche Altersversorgung durch Entgeltumwandlung 
der Beschäftigten im kirchlichen Dienst) 
hier: Änderung des ABD Teil D, 10c. Teil B in Umsetzung des Änderungs-beschlusses der 
Zentral-KODA vom 8. November 2018 
 

rückwirkend zum 1. Januar 2019 
 
Anlage 125 [herunterladen] 
 
I. Beschluss der Kommission für das Arbeitsvertragsrecht der bayerischen Diözesen 
vom 11. Oktober 2018 
 
- § 33 ABD Teil A, 1. (Beendigung des Arbeitsverhältnisses ohne Kündigung) 
hier: Änderung infolge des Inkrafttretens des Artikels 1 des Gesetzes zur Stärkung der 
Teilhabe und Selbstbestimmung von Menschen mit Behinderungen (Bundesteilhabegesetz – 
BTHG) v. 23.12.2016 

rückwirkend zum 1. Januar 2018 
 
II. Beschlüsse der Kommission für das Arbeitsvertragsrecht der bayerischen Diözesen 
vom 29. November 2018 mit Änderungen in Umsetzung des § 20a ABD Teil A, 1. 
 
- § 18a ABD Teil A, 1. (Besondere Einmalzahlung) 
hier: Änderungen in Umsetzung der Tarifeinigung in den Tarifverhandlungen für die 
Beschäftigten des öffentlichen Dienstes von Bund und kommunalen Arbeitgebern vom 18. 
April 2018 

zum 1. März 2018 
 
- § 19 ABD Teil A, 1. (Erschwerniszuschläge) 
hier: Umsetzung des 11. Landesbezirklichen Tarifvertrags vom 28. August 2018 zu § 23 
Absatz 1 TVÜ-VKA  

zum 1. März 2018 
 
- ABD Teil A, 1. 
hier: Umsetzung des Änderungstarifvertrags Nr. 16 vom 18. April 2018 zum Tarifvertrag für 
den öffentlichen Dienst (TVöD) vom 13. September 2005 und des Tarifvertrag zur Korrektur 
der Änderungstarifverträge zur Umsetzung des Tarifabschlusses vom 18. April 2018 für den 
Bereich des Bundes und der Kommunen vom 2. August 2018 

verschiedene Inkraftsetzungsdaten 
 

https://www.onlineabd.de/images/Anlagen/Anlage_126_veroeffentlicht.pdf
https://www.onlineabd.de/images/Anlagen/KODA_125_Endfassung.pdf
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Beschlüsse 2018 
 

 

 

- ABD Teil A, 1. 
hier: Umsetzung des Änderungstarifvertrags Nr. 25 vom 18. April 2018 zum Tarifvertrag für 
den öffentlichen Dienst (TVöD) – BT-V – vom 13. September 2005 und des 
Änderungstarifvertrags Nr. 13 vom 18. April 2018 zum TVöD – BT-B vom 1. August 2006 

zum 1. März 2018 
 
- ABD Teil A, 2.5. (Entgeltordnung für Gemeindeassistentinnen/Gemeinde¬assistenten und 
Gemeindereferentinnen/Gemeindereferenten)  
hier: Erhöhung der Zulagen in Umsetzung der Tarifeinigung in den Tarifverhandlungen für die 
Beschäftigten des öffentlichen Dienstes von Bund und kommunalen Arbeitgebern vom 18. 
April 2018 

verschiedene Inkraftsetzungsdaten 
 
- ABD Teil A, 2.6. (Entgeltordnung für Religionslehrerinnen und Religionslehrer im 
Kirchendienst) 
hier: Erhöhung der Zulage in Umsetzung der Tarifeinigung in den Tarifverhandlungen für die 
Beschäftigten des öffentlichen Dienstes von Bund und kommunalen Arbeitgebern vom 18. 
April 2018 

verschiedene Inkraftsetzungsdaten 
 
- ABD Teil A, 2.6. (Entgeltordnung für Religionslehrerinnen und Religionslehrer im 
Kirchendienst) 
hier: Änderung des Erhöhungszeitpunkts der Förderschulzulage 

zum 1. April 2019 
 
- ABD Teil A, 2.6. (Entgeltordnung für Religionslehrerinnen und Religionslehrer im 
Kirchendienst) 
hier: Änderung der Förderschulzulage und Streichung der Protokollnotiz zu § 2 Absatz 1 

verschiedene Inkraftsetzungsdaten 
 
- ABD Teil A, 3. (Regelung zur Überleitung der Beschäftigten und des Übergangsrechts) 
hier: Umsetzung des Änderungstarifvertrags Nr. 15 vom 18. April 2018 zum Tarifvertrag zur 
Überleitung der Beschäftigten der kommunalen Arbeitgeber in den TVöD und zur Regelung 
des Übergangsrechts (TVÜ-VKA) vom 13. September 2005 

zum 1. März 2018 
 
- Tarifvertrag über eine einmalige Sonderzahlung 2018 vom 18. April 2018 
hier: Umsetzung 

zum 1. März 2018 
 
- ABD Teil E, 1.1. (Regelung für Auszubildende) 
hier: Umsetzung des Änderungstarifvertrags Nr. 7 vom 18. April 2018 zum Tarifvertrag für 
Auszubildende des öffentlichen Dienstes (TVAöD) – Allgemeiner Teil – vom 13. September 
2005 

verschiedene Inkraftsetzungsdaten 
 
III. Beschluss der Kommission für das Arbeitsvertragsrecht der bayerischen Diözesen 
vom 29. November 2018 mit Änderungen in Umsetzung des § 4 ABD Teil B, 5. 
 
- ABD Teil B, 5. (Regelung für die Kraftfahrer und Kraftfahrerinnen) 
hier: Erhöhung der Pauschalentgelte in Umsetzung des Änderungstarifvertrags Nr. 6 vom 
18. April 2018 zum Tarifvertrag für die Kraftfahrer und Kraftfahrerinnen des Bundes 
(KraftfahrerTV Bund) vom 13. September 2005  
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Beschlüsse 2018 
 

 

 

zum 1. März 2018 
 
IV. Beschluss der Kommission für das Arbeitsvertragsrecht der bayerischen Diözesen 
vom 29. November 2018 mit Änderungen in Umsetzung des § 7 ABD Teil D, 6a. 
 
- ABD Teil D, 6a. (Regelung zu flexiblen Arbeitszeitregelungen für ältere Beschäftigte – 
FlexAZR –) 
hier: Umsetzung des Änderungstarifvertrags Nr. 6 vom 18. April 2018 zum Tarifvertrag zu 
flexiblen Arbeitszeitregelungen für ältere Beschäftigte – TV FlexAZ – vom 27. Februar 2010 

verschiedene Inkraftsetzungsdaten 
 
V. Beschluss der Kommission für das Arbeitsvertragsrecht der bayerischen Diözesen 
vom 29. November 2018 mit Änderungen in Umsetzung der §§ 2 und 3 ABD Teil D, 8. 
 
- ABD Teil D, 8. (Regelung über eine ergänzende Leistung an Beschäftigte und 
Auszubildende) 
hier: Änderung von Bestimmungen in Umsetzung der Tarifeinigung in den Tarifverhandlungen 
für die Beschäftigten des öffentlichen Dienstes von Bund und kommunalen Arbeitgebern vom 
18. April 2018 

verschiedene Inkraftsetzungsdaten 
 
VI. Beschlüsse der Kommission für das Arbeitsvertragsrecht der bayerischen Diözesen 
vom 29. November 2018 mit Änderungen in Umsetzung der § 8b ABD Teil E, 1.1. 
 
- ABD Teil E, 1.1. (Regelung für Auszubildende) 
hier: Umsetzung des Änderungstarifvertrags Nr. 8 vom 18. April 2018 zum Tarifvertrag für 
Auszubildende des öffentlichen Dienstes (TVAöD) – Besonderer Teil BBiG – vom 13. 
September 2005 

verschiedene Inkraftsetzungsdaten 
 
- ABD Teil E, 1.1. (Regelung für Auszubildende) 
hier: Umsetzung des Änderungstarifvertrags Nr. 11 vom 18. April 2018 zum Tarifvertrag für 
Auszubildende des öffentlichen Dienstes (TVAöD) – Besonderer Teil Pflege – vom 13. 
September 2005 

zum 1. März 2018 
 
VII. Beschluss der Kommission für das Arbeitsvertragsrecht der bayerischen Diözesen 
vom 29. November 2018 mit Änderungen in Umsetzung der § 14a ABD Teil E, 2. 
 
- ABD Teil E, 2. (Regelung für Praktikantinnen und Praktikanten) 
hier: Umsetzung des Änderungstarifvertrag Nr. 7 vom 18. April 2018 zum Tarifvertrag für 
Praktikantinnen/Praktikanten des öffentlichen Dienstes (TVPöD) vom 27. Oktober 2009 

verschiedene Inkraftsetzungsdaten  
 
VIII. Bekanntmachung in Umsetzung des § 20a ABD Teil A, 1. 
- Bekanntmachung der Stundenentgelte in Umsetzung der Tarifeinigung in den 
Tarifverhandlungen für die Beschäftigten des öffentlichen Dienstes von Bund und 
kommunalen Arbeitgebern vom 18. April 2018 
 
- Bekanntmachung der Bereitschaftsdienstentgelte in Umsetzung der Tarifeinigung in den 
Tarifverhandlungen für die Beschäftigten des öffentlichen Dienstes von Bund und 
kommunalen Arbeitgebern vom 18. April 2018 
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Anlage 124 [herunterladen] 
 
Beschlüsse der Kommission für das Arbeitsvertragsrecht der bayerischen Diözesen 
vom 18. Juli 2018 
 
- ABD Teil A, 2.6. (Entgeltordnung für Religionslehrerinnen und Religionslehrer im 
Kirchendienst) 
hier: Förderschulzulage für kirchliche Schulbeauftragte in der Erzdiözese München und 
Freising 
 

zum 1. August 2018 
 
- ABD Teil B, 4.1. (Sonderregelungen für die Arbeitsverhältnisse arbeitsvertraglich 
beschäftigter Lehrkräfte an Schulen in kirchlicher Trägerschaft (SR-L)) 
hier: Arbeitgeberfinanzierter Aufbau einer zusätzlichen Altersversorgung als Arbeitgeber-
Höherversicherung in der Zusatzversorgungskasse der Bayerischen Gemeinden  
 

zum 1. August 2018 
 
- ABD Teil D, 10 b. (Ordnung über die betriebliche Altersversorgung der bei der 
Pensionskasse der Caritas VVaG versicherten Mitarbeiter im kirchlichen Dienst) 
hier: Befristete Ergänzung der Versorgungsordnung B um eine zur Pensionskasse der Caritas 
VVaG alternative Zusatzversorgung 
 

rückwirkend zum 1. Mai 2018 
 
 

Anlage 123 [herunterladen] 
 
Beschlüsse der Kommission für das Arbeitsvertragsrecht der bayerischen Diözesen 
vom 20./21. Juni 2018 
 
 
- § 18a ABD Teil A, 1. (Besondere Einmalzahlung) 
hier: Änderung des Absatzes 2 

rückwirkend zum 1. Januar 2018 
 
- § 29 ABD Teil A, 1. (Arbeitsbefreiung) 
hier: Freistellung für Zwecke der Jugendarbeit 

zum 1. September 2018  
 
- ABD Teil A, 1. (Allgemeiner Teil) 
hier: Rechtsfolgen eines Arbeitgeberwechsels im Geltungsbereich des ABD 

rückwirkend zum 1. Januar 2017  
 
- ABD Teil A, 2.1. (Grundsätzliche Eingruppierungsregelungen [Vorbemerkungen]) 
hier: Änderungen 

zum 1. September 2018  
 
- ABD Teil A, 2.12. (Entgeltordnung für Beschäftigte im Pfarrbüro) 
hier: Aufnahme der Tätigkeitsmerkmale gemäß EG 3 und EG 5 für Beschäftigte im Pfarrbüro 

zum 1. August 2018  
 

https://www.onlineabd.de/online-abd/abd?Kat=29926&DatumAuswahl=
https://www.onlineabd.de/online-abd/abd?Kat=29926&DatumAuswahl=
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Zentral-KODA 

Ordnung über die Rechtsfolgen eines Dienstgeberwechsels im 
Geltungsbereich der Grundordnung des kirchlichen Dienstes im 
Rahmen kirchlicher Arbeitsverhältnisse 

 

Beschluss der Zentral-KODA vom 23.11.2016 
 
Bei jedem Wechsel eines oder einer Beschäftigten von einem Dienstgeber im Bereich der 
Grundordnung des kirchlichen Dienstes im Rahmen kirchlicher Arbeitsverhältnisse zu einem 
anderen Dienstgeber im Bereich der Grundordnung, für den ein anderer arbeitsrechtlicher 
Regelungsbereich gilt (Wechsel in der Zuständigkeit der nach Art. 7 Grundordnung gebildeten 
Kommission), gilt Folgendes: 
 
1. Bei der Zuordnung zur Stufe der Entgelttabelle erfolgt grundsätzlich keine Anrechnung von 
Vordienstzeiten. Soweit die Unterbrechung zwischen den Arbeitsverhältnissen nicht mehr als 
6 Monate beträgt, darf der oder die Beschäftigte jedoch nicht mehr als eine Entwicklungsstufe 
gegenüber dem vorherigen Arbeitsverhältnis mit einschlägiger beruflicher Tätigkeit 
zurückgestuft werden. 
 
Weichen die Entgeltsysteme der verschiedenen Kommissionen hinsichtlich der Anzahl der 
Stufen und/oder hinsichtlich der regulären Verweildauer in den Stufen innerhalb derselben 
Entgeltgruppe voneinander ab, erfolgt die Stufenzuordnung im neuen Kommissionsrecht unter 
Anrechnung der einschlägigen beruflichen Tätigkeiten, soweit diese bei einem früheren 
Dienstgeber im Geltungsbereich der Grundordnung geleistet wurden und die Unterbrechung 
zwischen den Arbeitsverhältnissen nicht mehr als 6 Monate beträgt. Die sich daraus 
ergebende Stufenzuordnung kann um eine Stufe abgesenkt werden. 
 
2. Der oder die Beschäftigte erhält auf Antrag vom bisherigen Dienstgeber die Jahressonder-
zahlung bzw. das Weihnachtsgeld beim Ausscheiden anteilig auch dann, wenn das Arbeits-
verhältnis vor einem festgelegten Stichtag endet. Der Anspruch nach Satz 1 beträgt ein 
Zwölftel für jeden Kalendermonat, in dem der oder die Beschäftigte Anspruch auf Entgelt oder 
Fortzahlung des Entgelts hat. Als Monat gilt eine Beschäftigungszeit von mehr als 15 
Kalendertagen. 
Diese Regelungen zur Jahressonderzahlung bzw. zum Weihnachtsgeld sind sinngemäß auch 
auf Regelungen zum Leistungsentgelt bzw. zur Sozialkomponente bei Dienstgeberwechsel im 
oben genannten Sinne anzuwenden. 
 
3. Für die Berechnung von Kündigungsfristen werden Vorbeschäftigungszeiten aus einem 
vorherigen Arbeitsverhältnis mit einem Faktor von 0,5 berücksichtigt (Vorbeschäftigungszeiten 
von mehr als 6 Monaten werden hierbei wie ein volles Jahr angerechnet). Alle anderen 
Regelungen, welche darüber hinaus an die Beschäftigungszeit anknüpfen, bleiben hiervon 
unberührt; dies gilt insbesondere für die Unkündbarkeit und die Regelungen über die 
Probezeit. 
 
4. Von den vorstehenden Vorschriften abweichende, für die Beschäftigten günstigere 
Regelungen in den Arbeitsvertragsordnungen bleiben unberührt. 
 
5. Diese Ordnung tritt rückwirkend zum 01.06.2016 in Kraft. Sie tritt an die Stelle der „Ordnung 
über die Anrechnung von Vordienstzeiten zur Anerkennung von Stufenlaufzeiten“ (Beschluss 
der Zentral-KODA vom 12.11.2009). 
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Änderungsbeschluss der Zentral-KODA vom 08. November 2018 
gemäß § 3 Abs. 1 Ziffer 1. Zentral-KODA-Ordnung (ZKO) 

 
I. Die Zentral-KODA beschließt, den Beschluss zur Entgeltumwandlung vom 15. April 2002, 
zuletzt geändert durch Beschluss vom 21. März 2013, wie folgt zu ändern: 
 
1. Mit Wirkung zum 1. Januar 2019 werden die Absätze 5.1 bis 5.2 gestrichen und der 
bisherige Absatz 5.3 wird zu Absatz 5 und um folgenden neuen Satz 1 unter entsprechender 
Neunummerierung der Folgesätze eingefügt: 
 
„1Der Dienstgeber leistet den gesetzlichen Zuschuss nach § 1a Abs. 1a BetrAVG an den 
Pensionsfonds, die Pensionskasse oder die Direktversicherung soweit möglich auf den 
Vertrag, in dem die Entgeltumwandlung erfolgt.“ 
 
2. Für den Zeitraum vom 1. Januar 2019 bis zum 31. Dezember 2021 gilt folgende 
Übergangsvorschrift mit Anmerkung: 
 
„1Im Zeitraum vom 1. Januar 2019 bis zum 31. Dezember 2021 ist der Arbeitgeberzuschuss 
nach § 1a Absatz 1a des Betriebsrentengesetzes (BetrAVG) auch bei solchen Entgelt-
umwandlungsvereinbarungen zu erbringen, die vor dem 1. Januar 2019 geschlossen worden 
sind, wenn am 31. Dezember 2018 der Anspruch auf den Zuschuss nach den Absätzen 5.1 
bis 5.2 des Beschlusses zur Entgeltumwandlung in der bis zum 31. Dezember 2018 geltenden 
Fassung bestanden hat*). 2Dies gilt auch ab dem Zeitpunkt des Eintritts einer Verpflichtung 
zur gesetzlichen Krankenversicherung, soweit am 31. Dezember 2018 ein Anspruch auf den 
Zuschuss nur deshalb nicht bestanden hat, weil keine Krankenversicherungspflicht gegeben 
war. 
 
*) Absatz 5.1 bis 5.2 in der am 31. Dezember 2018 geltenden Fassung lauteten: 
 
(5.1) 1Wandelt ein krankenversicherungspflichtig Beschäftigter Entgelt um, leistet der 
Arbeitgeber in jedem Monat, in dem Arbeitsentgelt umgewandelt wird, einen Zuschuss in 
Höhe von 13 % des jeweiligen sozialversicherungsfrei in die zusätzliche betriebliche 
Altersversorgung umgewandelten Betrages. 2Der Zuschuss wird vom Dienstgeber an die 
zuständige Altersvorsorgeeinrichtung abgeführt. 3Der Zuschuss wird nicht gewährt im Falle 
der Nettoumwandlung (Riester-Rente). 
(5.2) 1Für umgewandelte Beiträge, die unter Berücksichtigung des Höchstbetrages im 
Jahresdurchschnitt sozialversicherungspflichtig sind, besteht kein Anspruch auf Zuschuss. 
2Der Zuschuss errechnet sich in diesem Fall aus dem höchstmöglichen zuschussfähigen 
Umwandlungsbetrag einschließlich des Zuschusses, so dass der Zuschuss zusammen mit 
den eingezahlten Beträgen des Beschäftigten die sozialversicherungsfreie Höchstgrenze 
erreicht. 3Für darüber hinaus umgewandelte Beträge besteht kein Anspruch auf Zuschuss. 
4Diese darüber hinaus vom Beschäftigten umgewandelten Beträge sind ggf. entsprechend 
den gesetzlichen Vorgaben zu verbeitragen und zu versteuern.“ 
 
3. Im Einleitungssatz wird die Paragraphenangabe „§ 17 Abs. 3 und 5“ durch die Angabe „§ 19 
Abs. 1 und § 20 Abs. 1“ ersetzt. 
 
4. In Absatz 1 Satz 1 wird hinter den Worten „zusätzliche betriebliche Altersversorgung“ der 
Klammerzusatz „(Pflichtversicherung)“ eingefügt. 
 
5. Absatz 1 Satz 4 wird wie folgt neu gefasst: 
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„4Die Regelung gilt unabhängig davon, ob der Mitarbeiter die steuerliche Förderung durch 
Steuerfreiheit nach § 3 Nr. 63 Satz 1 EStG oder durch Sonderausgabenabzug nach § 10a 
EStG (einschließlich Zulagenförderung nach §§ 79 ff. EStG) in Anspruch nimmt.“ 
 
6. Absatz 1b Satz 1 wird wie folgt neu gefasst: 
 
„1Der Höchstbetrag der Entgeltumwandlung einschließlich des Arbeitgeberzuschusses nach 
§ 1a Abs. 1a BetrAVG wird begrenzt auf kalenderjährlich 8 Prozent der Beitragsbemessungs-
grenze in der allgemeinen Rentenversicherung.“ 
 
7. Absatz 2 wird wie folgt neu gefasst: 
 
„1Möglichkeiten der Inanspruchnahme von Steuerfreiheit, einer pauschalen Besteuerung 
sowie einer Zulagenförderung sowie damit verbundener Sozialversicherungsfreiheit finden 
zunächst Anwendung auf Aufwendungen (Beiträge bzw. Umlagen) des Dienstgebers, sodann 
auf umgewandelte Entgeltbestandteile des Mitarbeiters. 2Dies gilt für den Fall von 
Zuwendungen des Dienstgebers an eine Pensionskasse zum Aufbau einer nicht 
kapitalgedeckten Altersversorgung im Sinne des § 3 Nr. 56 EStG auch im Verhältnis zu einer 
Steuerfreiheit nach § 3 Nr. 63 EStG; der Mitarbeiter wird hierzu notwendige Erklärungen 
abgeben. 3Erfolgt eine pauschale Besteuerung des Beitrags nach § 40b EStG in der am 
31.12.2004 geltenden Fassung, trägt der Mitarbeiter die Pauschalsteuer. 4Dies gilt auch 
soweit nach § 40b EStG beim Aufbau einer nicht kapitalgedeckten betrieblichen 
Altersversorgung aus umgewandelten Entgeltbestandteilen finanzierte Zuwendungen der 
Pauschalsteuer unterworfen werden.“ 
 
8. Absatz 4 wird wie folgt neu gefasst: 
 
„1Bietet die für die Pflichtversicherung zuständige Kasse keine rechtliche Möglichkeit für die 
Durchführung der Entgeltumwandlung, soll die zuständige arbeitsrechtliche Kommission eine 
andere Kasse festlegen, bei der die Entgeltumwandlung durchgeführt werden kann. 2Nimmt 
die zuständige arbeitsrechtliche Kommission eine solche Festlegung nicht vor, kann der 
Mitarbeiter verlangen, dass die Entgeltumwandlung bei der KZVK Köln oder einer anderen 
Kasse durchzuführen ist, bei der nach den Regelungen der arbeitsrechtlichen Kommissionen 
die Pflichtversicherung durchgeführt werden kann.“ 
 
9. Die Erläuterungen zur Umsetzung des Beschlusses werden wie folgt gefasst: 
 
„Es wird sichergestellt, dass bei der Reihenfolge der umzuwandelnden Beiträge vorrangig die 
sozialversicherungsfreien Beiträge zugunsten des Dienstgebers Verwendung finden. Soweit 
neben den Aufwendungen des Dienstgebers noch Sozialversicherungsfreiheit für Beiträge aus 
umgewandelten Entgeltbestand-teilen möglich ist, ist diese unter Berücksichtigung des 
Arbeitgeberzuschusses nach § 1a Abs. 1a BetrAVG so zu nutzen, dass sie durch die Summe 
von sozialversicherungsfreien Entgeltbestandteil und dem Arbeitgeberzuschuss nicht 
überschritten wird. Erst dann werden die sozialversicherungspflichtigen Beiträge 
berücksichtigt. 
 
Der gesetzliche Zuschuss nach § 1a Abs. 1a BetrAVG beträgt mit Stand 1. Januar 2019 15 
Prozent des umgewandelten Entgelts und ist vom Dienstgeber zusätzlich als 
Arbeitgeberzuschuss an den Pensionsfonds, die Pensionskasse oder die Direktversicherung 
weiterzuleiten, soweit er durch die Entgeltumwandlung Sozialversicherungsbeiträge einspart. 
Besteht auf einem Teil des umgewandelten Entgelts keine oder nur eine teilweise 
Sozialversicherungspflicht, z.B. bei Überschreiten der Pflichtversicherungsgrenze in der KV 
innerhalb der Beitragsbemessungsgrenze in der Rentenversicherung, so begrenzt dies den 
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Zuschuss auf unter 15 Prozent. Keine Zuschusspflicht besteht danach, soweit die 
Entgeltumwandlung z.B. wegen der Erfüllung der Voraussetzungen einer sog. Riester-Rente 
nach § 1a Abs. 3 BetrAVG als sog. Nettoumwandlung erfolgt und deshalb wegen der 
Sozialversicherungsbeiträge keine Einsparung erfolgen kann.“ 
 
II. Dieser Beschluss tritt zum 8. November 2018 in Kraft. 
 
Damit lautet die Regelung zur Entgeltumwandlung wie folgt: 
 
Unter Bezugnahme § 19 Abs. 1 und § 20 Abs. 1 Betriebsrentengesetz (BetrAVG) beschließt 
die Zentral-KODA gemäß § 3 Abs. 1 Ziffer 1 ZKO folgende Regelung: 
 
(1)  1Der Mitarbeiter (Arbeitnehmer und zu seiner Ausbildung Beschäftigte) hat Anspruch auf 
Entgeltumwandlung bei der Kasse, bei der auch seine zusätzliche betriebliche 
Altersversorgung (Pflichtversicherung) durchgeführt wird. 2Voraussetzung ist, dass die dafür 
zuständige Kasse satzungsrechtlich die entsprechende Möglichkeit schafft. 3Im Einzelfall 
können die Vertragsparteien bei Vorliegen eines sachlichen Grundes arbeitsvertraglich 
vereinbaren, dass die Entgeltumwandlung bei einer anderen Kasse oder Einrichtung erfolgt. 
4Die Regelung gilt unabhängig davon, ob der Mitarbeiter die steuerliche Förderung durch 
Steuerfreiheit nach § 3 Nr. 63 Satz 1 EStG oder durch Sonderausgabenabzug nach § 10a 
EStG (einschließlich Zulagenförderung nach §§ 79 ff. EStG) in Anspruch nimmt. 
 
(1a) Soweit aufgrund staatlicher Refinanzierungsbedingungen für bestimmte Berufsgruppen 
die Entgeltumwandlung ausgeschlossen ist, besteht auch kein Anspruch nach dieser 
Regelung. 
 
(1b) 1Der Höchstbetrag der Entgeltumwandlung einschließlich des Arbeitgeberzuschusses 
nach § 1a Abs. 1a BetrAVG wird begrenzt auf kalenderjährlich 8 Prozent der Beitragsbemess-
ungsgrenze in der allgemeinen Rentenversicherung. 2Im Einvernehmen zwischen Dienstgeber 
und Dienstnehmer können auch höhere Beträge umgewandelt werden. 
 
(2) 1Möglichkeiten der Inanspruchnahme von Steuerfreiheit, einer pauschalen Besteuerung 
sowie einer Zulagenförderung sowie damit verbundener Sozialversicherungsfreiheit finden 
zunächst Anwendung auf Aufwendungen (Beiträge bzw. Umlagen) des Dienstgebers, sodann 
auf umgewandelte Entgeltbestandteile des Mitarbeiters. 2Dies gilt für den Fall von Zuwendun-
gen des Dienstgebers an eine Pensionskasse zum Aufbau einer nicht kapitalgedeckten 
Altersversorgung im Sinne des § 3 Nr. 56 EStG auch im Verhältnis zu einer Steuerfreiheit 
nach § 3 Nr. 63 EStG; der Mitarbeiter wird hierzu notwendige Erklärungen abgeben. 3Erfolgt 
eine pauschale Besteuerung des Beitrags nach § 40b EStG in der am 31.12.2004 geltenden 
Fassung, trägt der Mitarbeiter die Pauschalsteuer. 4Dies gilt auch soweit nach § 40b EStG 
beim Aufbau einer nicht kapitalgedeckten betrieblichen Altersversorgung aus umgewandelten 
Entgeltbestandteilen finanzierte Zuwendungen der Pauschalsteuer unterworfen werden. 
 
(3) Bemessungsgrundlage für Ansprüche und Forderungen zwischen Dienstgeber und 
Mitarbeiter bleibt das Entgelt, das sich ohne die Entgeltumwandlung ergeben würde. 
 
(4) 1Bietet die für die Pflichtversicherung zuständige Kasse keine rechtliche Möglichkeit für die 
Durchführung der Entgeltumwandlung, soll die zuständige arbeitsrechtliche Kommission eine 
andere Kasse festlegen, bei der die Entgeltumwandlung durchgeführt werden kann. 2Nimmt 
die zuständige arbeitsrechtliche Kommission eine solche Festlegung nicht vor, kann der 
Mitarbeiter verlangen, dass die Entgeltumwandlung bei der KZVK Köln oder einer anderen 
Kasse durchzuführen ist, bei der nach den Regelungen der arbeitsrechtlichen Kommissionen 
die Pflichtversicherung durchgeführt werden kann. 

https://www.gesetze-im-internet.de/betravg/BJNR036100974.html
https://onlineabd.de/online-abd/abd?Kat=27815&DatumAuswahl=
https://www.gesetze-im-internet.de/estg/__3.html
https://www.gesetze-im-internet.de/estg/__10a.html
https://www.gesetze-im-internet.de/estg/__10a.html
https://www.gesetze-im-internet.de/estg/BJNR010050934.html#BJNR010050934BJNG023502140
https://www.gesetze-im-internet.de/betravg/BJNR036100974.html
https://www.gesetze-im-internet.de/estg/__3.html
https://www.gesetze-im-internet.de/estg/__3.html
https://www.gesetze-im-internet.de/estg/__40b.html
https://www.gesetze-im-internet.de/estg/__40b.html
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(5) 1Der Dienstgeber leistet den gesetzlichen Zuschuss nach § 1a Abs. 1a BetrAVG an den 
Pensionsfonds, die Pensionskasse oder die Direktversicherung soweit möglich auf den 
Vertrag, in dem die Entgeltumwandlung erfolgt. 2Der Zuschuss ist spätestens zum 
Zahlungstermin des Dezembergehaltes fällig. 3Scheidet der Mitarbeiter vorher aus, ist der 
Zuschuss zum Zeitpunkt des Ausscheidens fällig. 4Aus abrechnungstechnischen und 
steuerlichen Gründen soll der Zuschuss einmal im Jahr gezahlt werden. 
 
Übergangsvorschrift: 
 
1Im Zeitraum vom 1. Januar 2019 bis zum 31. Dezember 2021 ist der Arbeitgeberzuschuss 
nach § 1a Absatz 1a des Betriebsrentengesetzes (BetrAVG) auch bei solchen 
Entgeltumwandlungsvereinbarungen zu erbringen, die vor dem 1. Januar 2019 geschlossen 
worden sind, wenn am 31. Dezember 2018 der Anspruch auf den Zuschuss nach den 
Absätzen 5.1 bis 5.2 des Beschlusses zur Entgeltumwandlung in der bis zum 31. Dezember 
2018 geltenden Fassung bestanden hat*). 2Dies gilt auch ab dem Zeitpunkt des Eintritts einer 
Verpflichtung zur gesetzlichen Krankenversicherung, soweit am 31. Dezember 2018 ein 
Anspruch auf den Zuschuss nur deshalb nicht bestanden hat, weil keine 
Krankenversicherungspflicht gegeben war. 
 
*) Absatz 5.1 bis 5.2 in der am 31. Dezember 2018 geltenden Fassung lauteten: 
 
(5.1) 1Wandelt ein krankenversicherungspflichtig Beschäftigter Entgelt um, leistet der 
Arbeitgeber in jedem Monat, in dem Arbeitsentgelt umgewandelt wird, einen Zuschuss in 
Höhe von 13 % des jeweiligen sozialversicherungsfrei in die zusätzliche betriebliche 
Altersversorgung umgewandelten Betrages. 2Der Zuschuss wird vom Dienstgeber an die 
zuständige Altersvorsorgeeinrichtung abgeführt. 3Der Zuschuss wird nicht gewährt im Falle 
der Nettoumwandlung (Riester-Rente). 
(5.2) 1Für umgewandelte Beiträge, die unter Berücksichtigung des Höchstbetrages im 
Jahresdurchschnitt sozialversicherungspflichtig sind, besteht kein Anspruch auf Zuschuss. 
2Der Zuschuss errechnet sich in diesem Fall aus dem höchstmöglichen zuschussfähigen 
Umwandlungsbetrag einschließlich des Zuschusses, so dass der Zuschuss zusammen mit 
den eingezahlten Beträgen des Beschäftigten die sozialversicherungsfreie Höchstgrenze 
erreicht. 3Für darüber hinaus umgewandelte Beträge besteht kein Anspruch auf Zuschuss. 
4Diese darüber hinaus vom Beschäftigten umgewandelten Beträge sind ggf. entsprechend 
den gesetzlichen Vorgaben zu verbeitragen und zu versteuern. 
 
(6) Der Anspruch auf Entgeltumwandlung besteht, solange er gesetzlich ermöglicht wird.  
 
Erläuterung zur Umsetzung des Beschlusses 
 
Es wird sichergestellt, dass bei der Reihenfolge der umzuwandelnden Beiträge vorrangig die sozialversicherungsfreien 
Beiträge zugunsten des Dienstgebers Verwendung finden. Soweit neben den Aufwendungen des Dienstgebers noch 
Sozialversicherungsfreiheit für Beiträge aus umgewandelten Entgeltbestandteilen möglich ist, ist diese unter Berücksichtigung 
des Arbeitgeberzuschusses nach § 1a Abs. 1a BetrAVG so zu nutzen, dass sie durch die Summe von sozialversicherungs-
freien Entgeltbestandteilen und dem Arbeitgeberzuschuss nicht überschritten wird. Erst dann werden die sozialversicherungs-
pflichtigen Beiträge berücksichtigt.  
 
Der gesetzliche Zuschuss nach § 1a Abs. 1a BetrAVG beträgt mit Stand 1. Januar 2019 15 Prozent des umgewandelten 
Entgelts und ist vom Dienstgeber zusätzlich als Arbeitgeberzuschuss an den Pensionsfonds, die Pensionskasse oder die 
Direktversicherung weiterzuleiten, soweit er durch die Entgeltumwandlung Sozialversicherungsbeiträge einspart. Besteht auf 
einem Teil des umgewandelten Entgelts keine oder nur eine teilweise Sozialversicherungspflicht, z.B. bei Überschreiten der 
Pflichtversicherungsgrenze in der KV innerhalb der Beitragsbemessungsgrenze in der Rentenversicherung, so begrenzt dies 
den Zuschuss auf unter 15 Prozent. Keine Zuschusspflicht besteht danach, soweit die Entgeltumwandlung z.B. wegen der 
Erfüllung der Voraussetzungen einer sog. Riester-Rente nach § 1a Abs. 3 BetrAVG als sog. Nettoumwandlung erfolgt und 
deshalb wegen der Sozialversicherungsbeiträge keine Einsparung erfolgen kann. 
 

https://www.gesetze-im-internet.de/betravg/BJNR036100974.html
https://www.gesetze-im-internet.de/betravg/BJNR036100974.html
https://www.gesetze-im-internet.de/betravg/BJNR036100974.html
https://www.gesetze-im-internet.de/betravg/BJNR036100974.html
https://www.gesetze-im-internet.de/betravg/BJNR036100974.html
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Änderungsbeschluss zur Entgeltumwandlung 

 

Die Zentral-KODA hat gemäß § 3 Abs. 1 Ziff. 3 lit. d ZKO folgenden Beschluss gefasst, dem 
die Bayerische Regional-KODA gemäß § 12 a Abs. 1 und 2 BayRKO zugestimmt hat. 
 
 

Entgeltumwandlung 
hier: Änderungsbeschluss der Zentral-KODA vom 21.03.2013 gemäß § 3 Absatz 1 Ziffer 1 
Zentral-KODA-Ordnung (ZKO) 
 
Die Zentral-KODA beschließt, den Beschluss zur Entgeltumwandlung vom 15.04.2002, zuletzt 
geändert durch Beschluss vom 12.11.2009, wie folgt zu ändern: 
 
– Nr. 5.3 Satz 4 „Der Zuschuss wird vom Dienstgeber an die zuständige Altersvorsorge-
einrichtung abgeführt“ wird als Satz 2 in Nr. 5.1 eingefügt. 
 
Der bisherige Satz 2 in Nr. 5.1 wird Satz 3. 
 
– Nr. 5.2 wird wie folgt geändert: 
 
Für umgewandelte Beiträge, die unter Berücksichtigung des Höchstbetrages im Jahresdurch-
schnitt sozialversicherungspflichtig sind, besteht kein Anspruch auf Zuschuss. Der Zuschuss 
errechnet sich in diesem Fall aus dem höchstmöglichen zuschussfähigen Umwandlungsbetrag 
einschließlich des Zuschusses, so dass der Zuschuss zusammen mit den eingezahlten 
Beträgen  des Beschäftigten die sozialversicherungsfreie Höchstgrenze erreicht. Für darüber 
hinaus umgewandelte Beträge besteht kein Anspruch auf Zuschuss. Diese darüber hinaus 
vom Beschäftigten umgewandelten Beträge sind ggf. entsprechend den gesetzlichen 
Vorgaben zu verbeitragen und zu versteuern. 
 

zum 1. November 2013 

Entgeltumwandlung 

 

Die Zentral-KODA beschließt, den Beschluss zur Entgeltumwandlung vom 15.04.2002, zuletzt 
geändert am 01.10.2007, wie folgt zu ändern: 
 
Ziffer 1 b wird um folgenden Satz 2 ergänzt: 
"Im Einvernehmen zwischen Dienstgeber und Dienstnehmer können auch höhere Beträge 
umgewandelt werden.“ 

zum 1. April 2010 
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3. Ordnung zur Gewährung von Beihilfen in Krankheits-, 
Pflege-, Geburts- und sonstigen Fällen: Beihilfeordnung Teil A* 

 

*Diese Ordnung wird gleichermaßen als Beihilfeordnung i.S.v. Nr. 2 der Anlage 11 zu den 
Richtlinien für Arbeitsverträge in den Einrichtungen des Deutschen Caritasverbandes (AVR) 
erlassen. 
 
(zuletzt geändert durch Beschluss der Freisinger Bischofskonferenz vom 14./15. März 2018) 

§ 1 Regelungsbereich 

 

1Die Beihilfeordnung Teil A regelt die Gewährung von Beihilfen in Krankheits-, Geburts-, 
Pflege- und sonstigen Fällen nach beamtenrechtlichen Vorschriften oder Grundsätzen (Erster 
Abschnitt) und nach arbeitsvertragsrechtlichen Vorschriften (Zweiter Abschnitt). 2Soweit diese 
Beihilfeordnung keine Bestimmungen enthält, gelten ergänzend die Bayerische 
Beihilfeverordnung (BayBhV) bzw. die Beihilferegelungen des Freistaates Bayern für die 
Arbeitnehmer und Auszubildenden und für den Tarif 820 K und 820 K Plus als 
Beihilfeablöseversicherung die Allgemeinen Versicherungsbedingungen für die 
Krankheitskostenversicherung nach Art der Schadenversicherung (AVB/KK-SV) der 
Bayerischen Beamtenkrankenkasse AG. 

Erster Abschnitt: Beihilfe nach beamtenrechtlichen Vorschriften oder 
Grundsätzen 

§ 2 Privat krankenversicherte Priester und Kirchenbeamte 

 

(1) Privat krankenversicherte Priester, die in einer deutschen (Erz-)Diözese inkardiniert sind, 
Priesteramtskandidaten ab der Diakonenweihe, Kirchenbeamte, Priester im Ruhestand, 
Ruhestandsbeamte und deren versorgungsberechtigte Hinterbliebene, sowie Dienstanfänger, 
solange diese von der (Erz-)Diözese, dem Bischöflichen Stuhl, einer kirchlichen Stiftung bzw. 
einer sonstigen Einrichtung im Geltungsbereich des ABD in der (Erz-)Diözese Dienstbezüge, 
Ruhegehalt, Anwärterbezüge bzw. entsprechende Vergütungen erhalten oder bis zu ihrem 
Eintritt in den Ruhestand erhalten haben, erhalten Beihilfeleistungen wie privat kranken-
versicherte Beamte des Freistaates Bayern. 
 
(2) Privat krankenversicherte berücksichtigungsfähige Angehörige von Personen im Sinne des 
Abs. 1 erhalten Beihilfeleistungen wie Angehörige von Beamten des Freistaates Bayern mit 
der Maßgabe, dass sie bei Übersteigen der Einkommensgrenze des § 7 Abs. 4 Nr. 2 BayBhV 
Beihilfeleistungen wie Angehörige eines privat krankenversicherten Arbeitnehmers des 
Freistaates Bayern mit Beitragszuschuss des Arbeitgebers nach § 257 SGB V erhalten. 
 
(3) 1Gesetzlich krankenversicherte berücksichtigungsfähige Angehörige von Personen im 
Sinne des Abs. 1 erhalten Beihilfeleistungen wie Angehörige eines in der gesetzlichen 
Krankenversicherung pflichtversicherten Arbeitnehmers des Freistaates Bayern. 2Die Ein-
kommensgrenze des § 7 Abs. 4 Nr. 2 BayBhV findet keine Anwendung. 
3Darüber hinaus erhalten sie auf Kosten des kirchlichen Dienstgebers Beihilfeleistungen im 
jeweiligen Umfang des Tarifs 820 K. 
 

http://www.gesetze-bayern.de/Content/Document/BayBhV/true
http://bundesrecht.juris.de/sgb_5
http://www.gesetze-bayern.de/Content/Document/BayBhV/true
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(4) Für inkardinierte Priester beträgt in Krankheits- und Pflegefällen, die durch einen 
Dienstunfall verursacht sind, der Bemessungssatz der Beihilfeleistungen 100 v. H. 

§ 2a Privat krankenversicherte Mitarbeiter mit schriftlicher Zusage auf Beihilfe 
nach beamtenrechtlichen Grundsätzen 

 

(1) 1Privat krankenversicherte Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen, denen ein Anspruch auf 
Beihilfe nach beamtenrechtlichen Grundsätzen durch den Dienstgeber schriftlich zugesichert 
wurde, erhalten Beihilfeleistungen wie privat krankenversicherte Personen im Sinne des § 2 
Abs. 1. 2Wenn sie dem Grunde nach in der gesetzlichen Krankenversicherung versicherungs-
pflichtig werden und sich von der Versicherungspflicht befreien lassen, erhalten sie 
Beihilfeleistungen wie privat krankenversicherte Arbeitnehmer des Freistaates Bayern mit 
Beitragszuschuss des Arbeitgebers nach § 257 SGB V. Satz 2 gilt nicht, wenn der 
Mitarbeiter/die Mitarbeiterin von der Regelung der Altersteilzeitarbeit nach dem ABD oder von 
der Möglichkeit einer Teilrente Gebrauch macht oder eine weitergehende Zusage erhalten hat. 
 
(2) 1Privat krankenversicherte berücksichtigungsfähige Angehörige von Personen im Sinne 
des Abs. 1 erhalten Beihilfeleistungen wie Angehörige von Personen im Sinne des § 2 Abs. 1. 
2Bei Übersteigen der Einkommensgrenze des § 7 Abs. 4 Nr. 2 BayBhV oder, wenn der 
Mitarbeiter/die Mitarbeiterin dem Grunde nach in der gesetzlichen Krankenversicherung 
versicherungspflichtig wird und sich von der Versicherungspflicht befreien lässt, erhalten sie 
Beihilfeleistungen wie Angehörige eines privat krankenversicherten Arbeitnehmers des 
Freistaates Bayern mit Beitragszuschuss des Arbeitgebers nach § 257 SGB V. Satz 2 
Alternative 2 gilt nicht, wenn der Mitarbeiter/die Mitarbeiterin von der Regelung der 
Altersteilzeitarbeit nach dem ABD oder von der Möglichkeit einer Teilrente Gebrauch macht 
oder eine weitergehende Zusage erhalten hat. 
 
(3) 1Gesetzlich krankenversicherte berücksichtigungsfähige Angehörige von Personen im 
Sinne des Abs. 1 erhalten Beihilfeleistungen wie Angehörige eines in der gesetzlichen 
Krankenversicherung pflichtversicherten Arbeitnehmers des Freistaates Bayern. 2Die 
Einkommensgrenze des § 7 Abs. 4 Nr. 2 BayBhV findet keine Anwendung. 3Darüber hinaus 
erhalten sie auf Kosten des kirchlichen Dienstgebers Beihilfeleistungen im jeweiligen Umfang 
des Tarifs 820 K. 

§ 2b Beamte des Katholischen Schulwerks in Bayern 

 

(1) Beamte des Katholischen Schulwerks in Bayern erhalten Beihilfeleistungen wie Beamte 
des Freistaates Bayern. 
 
(2) 1Berücksichtigungsfähige Angehörige von Beamten des katholischen Schulwerks in 
Bayern erhalten Beihilfeleistungen wie Angehörige von Beamten des Freistaates Bayern mit 
der Maßgabe, dass Angehörige, die in der gesetzlichen Krankenversicherung pflichtversichert 
oder freiwillig mit Arbeitgeberzuschuss versichert sind, Beihilfeleistungen wie Angehörige 
eines in der gesetzlichen Krankenversicherung pflichtversicherten Arbeitnehmers des 
Freistaates Bayern erhalten. 2Diese Angehörigen erhalten darüber hinaus auf Kosten des 
kirchlichen Dienstgebers Beihilfeleistungen im jeweiligen Umfang des Tarifs 820 K. 3Die 
Beihilfeleistungen im jeweiligen Umfang des Tarifs 820 K werden solange gewährt, wie 
Aufwendungen für Wahlleistungen im Krankenhaus [Art. 96 Abs. 2 Satz 5 Bayerisches 
Beamtengesetz (BayBG)] für pflichtversicherte Angehörige von Beamten des Freistaates 
Bayern beihilfefähig sind. 
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§ 3 Gesetzlich krankenversicherte Priester und Kirchenbeamte 

 

(1) 1Gesetzlich krankenversicherte Priester, die in einer deutschen (Erz-)Diözese inkardiniert 
sind, Priesteramtskandidaten ab der Diakonenweihe, Kirchenbeamte, Priester im Ruhestand, 
Ruhestandsbeamte und deren versorgungsberechtigte Hinterbliebene, sowie Dienstanfänger, 
solange diese von der (Erz-)Diözese, dem Bischöflichen Stuhl, einer kirchlichen Stiftung bzw. 
einer sonstigen Einrichtung im Geltungsbereich des ABD in der (Erz-)Diözese Dienstbezüge, 
Ruhegehalt, Anwärterbezüge bzw. entsprechende Vergütungen erhalten oder bis zu ihrem 
Eintritt in den Ruhestand erhalten haben, erhalten Beihilfeleistungen wie in der gesetzlichen 
Krankenversicherung pflichtversicherte Arbeitnehmer des Freistaates Bayern. 2Darüber 
hinaus erhalten sie auf Kosten des kirchlichen Dienstgebers Beihilfeleistungen im jeweiligen 
Umfang des Tarifs 820 K. 
 
(2) 1Privat krankenversicherte berücksichtigungsfähige Angehörige von Personen im Sinne 
des Abs. 1 erhalten Beihilfeleistungen wie Angehörige eines privat krankenversicherten 
Arbeitnehmers des Freistaates Bayern mit Beitragszuschuss des Arbeitgebers nach § 257 
SGB V. 2Die Einkommensgrenze des § 7 Abs. 4 Nr. 2 BayBhV findet keine Anwendung. 
 
(3) 1Gesetzlich krankenversicherte berücksichtigungsfähige Angehörige von Personen im 
Sinne des Abs. 1 erhalten Beihilfeleistungen wie Angehörige eines in der gesetzlichen 
Krankenversicherung pflichtversicherten Arbeitnehmers des Freistaates Bayern. 2Die 
Einkommensgrenze des § 7 Abs. 4 Nr. 2 BayBhV findet keine Anwendung. 3Darüber hinaus 
erhalten sie auf Kosten des kirchlichen Dienstgebers Beihilfeleistungen im jeweiligen Umfang 
des Tarifs 820 K. 
 
(4) Für inkardinierte Priester beträgt in Krankheits- und Pflegefällen, die durch einen 
Dienstunfall verursacht sind, der Bemessungssatz der Beihilfeleistungen 100 v. H. 

§ 3a Gesetzlich krankenversicherte Mitarbeiter mit schriftlicher Zusage auf 
Beihilfe nach beamtenrechtlichen Grundsätzen 

 

(1) 1Gesetzlich krankenversicherte Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen, denen ein Anspruch auf 
Beihilfe nach beamtenrechtlichen Grundsätzen durch den Dienstgeber schriftlich zugesichert 
wurde, erhalten Beihilfeleistungen wie in der gesetzlichen Krankenversicherung pflicht-
versicherte Arbeitnehmer des Freistaates Bayern. 2Darüber hinaus erhalten sie auf Kosten 
des kirchlichen Dienstgebers Beihilfeleistungen im jeweiligen Umfang des Tarifs 820 K. 
 
(2) 1Privat krankenversicherte berücksichtigungsfähige Angehörige von Personen im Sinne 
des Abs. 1 erhalten Beihilfeleistungen wie Angehörige eines privat krankenversicherten 
Arbeitnehmers des Freistaates Bayern mit Beitragszuschuss des Arbeitgebers nach § 257 
SGB V. 2Die Einkommensgrenze des § 7 Abs. 4 Nr. 2 BayBhV findet keine Anwendung. 
 
(3) 1Gesetzlich krankenversicherte berücksichtigungsfähige Angehörige von Personen im 
Sinne des Abs. 1 erhalten Beihilfeleistungen wie Angehörige eines in der gesetzlichen 
Krankenversicherung pflichtversicherten Arbeitnehmers des Freistaates Bayern. 2Die 
Einkommensgrenze des § 7 Abs. 4 Nr. 2 BayBhV findet keine Anwendung. 3Darüber hinaus 
erhalten sie auf Kosten des kirchlichen Dienstgebers Beihilfeleistungen im jeweiligen Umfang 
des Tarifs 820 K. 
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§ 4 Zuständigkeit 

 

Oberste Dienstbehörde bzw. sonstige Behörde im Sinne der Bayerischen Beihilfeverordnung 
ist das (Erz-)Bischöfliche Ordinariat. 
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